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Vorwort 

Warum gibt es im Genossenschaftswesen eine gesetzliche Pflichtmit-

gliedschaft in Prüfungsverbänden? Warum besitzen diese Verbände ein 
nahezu vollständiges Prüfungsmonopol? Und warum existiert zugleich 

eine besondere staatliche Aufsicht über eben diese Verbände? 

Diese Fragen mögen auf den ersten Blick technisch erscheinen. Tatsäch-

lich berühren sie jedoch den Kern des deutschen Genossenschaftswe-
sens. 

Kaum ein Mitglied einer Genossenschaft macht sich Gedanken darüber, 
weshalb seine Genossenschaft einem Prüfungsverband angehören muss. 

Noch weniger bekannt ist, dass diese Pflichtmitgliedschaft nicht von An-
fang an bestand. Sie wurde erst im Jahr 1934 gesetzlich eingeführt. 

Gleichzeitig wurden die Prüfungsverbände zu den Trägern der genossen-
schaftlichen Prüfung gemacht und erhielten eine herausgehobene Stel-
lung innerhalb des Genossenschaftswesens. 

Mit dem Anschlusszwang entstand jedoch zwangsläufig eine weitere 
Frage: Wer kontrolliert die Kontrolleure? 

Der Gesetzgeber erkannte bereits damals, dass ein Prüfungsmonopol 
ohne staatliche Kontrolle nicht denkbar ist. Deshalb wurden Anschluss-

zwang, Prüfungsmonopol und Staatsaufsicht als zusammengehöriges 
System geschaffen. Die Genossenschaften verloren die Freiheit, ihren 

Prüfer selbst zu wählen oder auf eine Verbandsmitgliedschaft zu verzich-
ten. Im Gegenzug übernahm der Staat die Verantwortung, die ordnungs-

gemäße Wahrnehmung der Prüfungsaufgaben durch die Prüfungsver-
bände zu überwachen. 

Fast ein Jahrhundert später stellt sich die Frage, ob dieses System noch 
in gleicher Weise funktioniert. 

Die Zahl der selbständigen Genossenschaften ist stark zurückgegangen. 
Insbesondere im Bereich der Kreditgenossenschaften haben Fusionen, 
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Zentralisierung und Verbundstrukturen die Entwicklung der letzten Jahr-

zehnte geprägt. Gleichzeitig wird immer häufiger diskutiert, welche Rolle 
die Prüfungsverbände bei solchen Strukturveränderungen spielen und 

wie weit die Verantwortung der staatlichen Aufsicht reicht. 

Besondere Aktualität erhielt diese Frage durch die Diskussion um die Ver-

schmelzungsprüfung nach § 81 Umwandlungsgesetz. Mehrere Staatsauf-
sichtsbehörden vertraten die Auffassung, dass diese Tätigkeit möglicher-

weise außerhalb ihrer unmittelbaren Aufsichtsbefugnisse liege. Zugleich 
wurde eingeräumt, dass gewichtige Argumente für eine gegenteilige 

Sichtweise sprechen und eine Klärung auf Bundesebene erforderlich er-
scheint. 

Diese Diskussion war Anlass, die historischen Grundlagen des genossen-

schaftlichen Prüfungswesens erneut zu untersuchen. 

Die vorliegende Schrift verfolgt daher drei Ziele: 

Erstens soll sie die Entstehung von Anschlusszwang, Prüfungsmonopol 
und Staatsaufsicht anhand der historischen Quellen nachvollziehbar ma-

chen. 

Zweitens soll sie die Entwicklung dieser Institutionen von 1934 bis heute 

darstellen und die wesentlichen wissenschaftlichen und rechtlichen Posi-
tionen hierzu aufzeigen. 

Drittens soll sie der Frage nachgehen, ob das heutige Prüfungswesen 
noch dem Zweck dient, zu dem es ursprünglich geschaffen wurde: dem 

Schutz der Mitglieder, der Gesunderhaltung der Genossenschaften und 
der Bewahrung ihrer besonderen Rechtsform. 

Die Broschüre versteht sich dabei nicht als Angriff auf einzelne Personen, 

Prüfungsverbände oder Aufsichtsbehörden. Sie versteht sich vielmehr als 

Beitrag zu einer grundlegenden Diskussion über die Zukunft des genos-
senschaftlichen Systems. 
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Denn eine Frage bleibt auch nach fast hundert Jahren unverändert aktu-

ell: 

Wenn der Staat den Genossenschaften die Freiheit nimmt, ihren 

Prüfer frei zu wählen,  

welche Verantwortung trägt er dann für die Kontrolle derjenigen, 
denen er dieses Monopol übertragen hat? 

Georg Scheumann 
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Teil I: Die historischen Grundlagen 

Kapitel 1: Die Genossenschaft vor 1934 

Wer die Einführung von Anschlusszwang, Prüfungsmonopol und Staats-

aufsicht im Jahr 1934 verstehen will, muss zunächst die ursprüngliche 

Idee der Genossenschaft betrachten. Die Reform von 1934 veränderte 

nicht lediglich einzelne organisatorische Vorschriften. Sie griff in ein Sys-

tem ein, das bis dahin wesentlich auf Freiwilligkeit, Selbstverwaltung und 

Eigenverantwortung beruhte. 

Die moderne Genossenschaft entstand im 19. Jahrhundert als Antwort 

auf wirtschaftliche und soziale Herausforderungen. Hermann Schulze-

Delitzsch und Friedrich Wilhelm Raiffeisen entwickelten unabhängig von-

einander Organisationsformen, die Menschen in die Lage versetzen soll-

ten, ihre wirtschaftlichen Probleme gemeinschaftlich zu lösen. Der Staat 

sollte hierfür lediglich den rechtlichen Rahmen bereitstellen. Die eigent-

liche Verantwortung sollte bei den Betroffenen selbst liegen. 

Aus diesem Gedanken entwickelten sich die bis heute bekannten Grund-

prinzipien der Genossenschaft: Selbsthilfe, Selbstverwaltung und Selbst-

verantwortung. Die Mitglieder waren nicht bloße Kunden oder Kapitalge-

ber. Sie waren Träger ihrer Genossenschaft und bestimmten deren Ent-

wicklung selbst. Die Genossenschaft sollte ihren Mitgliedern dienen und 

nicht umgekehrt. 

Von Anfang an war die Mitgliederförderung der eigentliche Zweck der 

Genossenschaft. Die Genossenschaft wurde nicht gegründet, um Ge-

winne für Kapitalanleger zu erzielen oder allgemeine wirtschaftspolitische 

Ziele zu verfolgen. Ihr Zweck bestand vielmehr darin, die wirtschaftlichen 



Genossenschaftliche Verfassungsfragen Band 1 
____________________________________________ 

 

 8  

 

Interessen ihrer Mitglieder durch gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb zu 

fördern. 

Der Genossenschaftswissenschaftler Günther Ringle hat darauf hingewie-

sen, dass die Mitgliederförderung bis in die Zeit vor 1933 als unbestrit-

tener Wesenskern der Genossenschaft galt. Die Förderung der Mitglieder 

bildete ihre Existenzberechtigung. Die Genossenschaft war keine Einrich-

tung zur Förderung eines abstrakten Gemeinwohls, sondern eine Selbst-

hilfeorganisation ihrer Mitglieder.  

Mit dieser Mitgliederorientierung war die demokratische Selbstverwal-

tung untrennbar verbunden. Die Mitglieder bestimmten in der General-

versammlung über die wesentlichen Angelegenheiten ihrer Genossen-

schaft. Sie wählten die verantwortlichen Organmitglieder und konnten 

diese wieder abberufen. Die Legitimation der Unternehmensleitung be-

ruhte auf dem Willen der Mitglieder. 

Auch die Revisionsverbände entstanden zunächst auf dieser Grundlage 

der Freiwilligkeit. Die Genossenschaften erkannten früh, dass eine unab-

hängige Prüfung ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse sinnvoll war. Die Re-

vision sollte Missstände aufdecken, die Geschäftsführung kontrollieren 

und das Vertrauen der Mitglieder stärken. Die Mitgliedschaft in einem 

Verband beruhte jedoch auf freier Entscheidung. Eine gesetzliche Ver-

pflichtung bestand nicht. 

Die Verbände verstanden sich deshalb ursprünglich als Einrichtungen der 

Genossenschaften und nicht als übergeordnete Instanzen. Ihre Autorität 

beruhte auf fachlicher Kompetenz und dem Vertrauen ihrer Mitgliedsge-

nossenschaften. Unzufriedene Genossenschaften konnten einen Verband 

verlassen oder sich einem anderen Verband anschließen. 

Diese Freiheit war kein Zufall. Sie entsprach dem genossenschaftlichen 

Leitbild. Wer Selbstverwaltung und Selbstverantwortung ernst nimmt, 
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muss den Mitgliedern und ihren Genossenschaften grundsätzlich auch die 

Freiheit zugestehen, über ihre organisatorischen Bindungen selbst zu 

entscheiden. 

Gleichwohl zeigten sich im Laufe der Zeit Schwächen dieses Systems. 

Nicht alle Genossenschaften ließen sich regelmäßig prüfen. Manche ent-

zogen sich einer wirksamen Kontrolle. Wirtschaftliche Krisen und ein-

zelne Zusammenbrüche führten zu Forderungen nach einer stärkeren 

Vereinheitlichung und Verbindlichkeit des Prüfungswesens. 

Bis Anfang der 1930er Jahre blieb jedoch der Grundsatz bestehen, dass 

die Genossenschaften über ihre Verbandszugehörigkeit grundsätzlich 

selbst entscheiden konnten. Weder bestand ein gesetzlicher Anschluss-

zwang noch ein staatlich abgesichertes Prüfungsmonopol. Ebenso exis-

tierte keine Staatsaufsicht in der späteren Form. 

Gerade deshalb markiert die Reform des Jahres 1934 einen tiefen Ein-

schnitt in der Geschichte des deutschen Genossenschaftswesens. Erst-

mals wurde die freiwillige Verbandsmitgliedschaft durch eine gesetzliche 

Pflicht ersetzt. Die Prüfungsverbände erhielten eine monopolartige Stel-

lung, während der Staat zugleich besondere Aufsichtsbefugnisse schuf. 

Um die Tragweite dieser Veränderungen zu verstehen, ist es notwendig, 

die Motive des Gesetzgebers näher zu betrachten. Diese finden sich in 

der Gesetzesbegründung zur Genossenschaftsgesetz-Novelle von 1934 

und bilden den Ausgangspunkt der weiteren Untersuchung. 

Kapitel 2: Die Reform von 1934 

Mit dem Gesetz zur Änderung des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und 

Wirtschaftsgenossenschaften vom 30. Oktober 1934 begann eine der 

tiefgreifendsten Veränderungen in der Geschichte des deutschen 
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Genossenschaftswesens. Die Reform betraf nicht nur einzelne Verfah-

rensfragen oder organisatorische Details. Sie veränderte das Verhältnis 

zwischen Genossenschaften, Prüfungsverbänden und Staat grundlegend 

und schuf Strukturen, die in wesentlichen Teilen bis heute fortbestehen. 

Die damalige Reichsregierung begründete die Reform vor allem mit Män-

geln des bestehenden Prüfungswesens. Nach ihrer Auffassung war es 

nicht ausreichend gewährleistet, dass sämtliche Genossenschaften regel-

mäßig und wirksam geprüft wurden. Insbesondere wurde beanstandet, 

dass Genossenschaften die Möglichkeit hatten, sich einer laufenden 

Überwachung zu entziehen, indem sie keinem Verband angehörten oder 

ihre Verbandszugehörigkeit wechselten. Die freiwillige Organisation des 

Prüfungswesens erschien dem Gesetzgeber nicht mehr ausreichend, um 

die wirtschaftliche Stabilität der Genossenschaften dauerhaft sicherzu-

stellen.  

Die Antwort des Gesetzgebers bestand in einer umfassenden Neuord-

nung des Prüfungswesens. Kernstück der Reform war die Einführung des 

gesetzlichen Anschlusszwangs. Künftig sollte jede Genossenschaft einem 

Prüfungsverband angehören. Die Prüfung wurde damit von einer freiwil-

ligen Einrichtung zu einer gesetzlichen Pflicht. 

Die Gesetzesbegründung macht deutlich, dass diese Maßnahme nicht als 

Selbstzweck verstanden wurde. Vielmehr sollte dadurch erreicht werden, 

dass sämtliche Genossenschaften in ein einheitliches Kontroll- und Be-

treuungssystem einbezogen werden. Die Prüfung sollte nicht erst dann 

stattfinden, wenn bereits erhebliche Schwierigkeiten aufgetreten waren, 

sondern frühzeitig Fehlentwicklungen erkennen und deren Beseitigung 

ermöglichen.  

Gleichzeitig wurden die Prüfungsverbände zu den Trägern der genossen-

schaftlichen Prüfung erhoben. Die Prüfung wurde nicht mehr als Aufgabe 
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einzelner Prüfer verstanden, sondern als gesetzliche Aufgabe des Ver-

bandes selbst. Die Verbände erhielten damit eine Stellung, die weit über 

die eines gewöhnlichen Dienstleisters hinausging. Sie wurden zu zentra-

len Institutionen des Genossenschaftswesens. 

Besonders bemerkenswert ist dabei die in der Gesetzesbegründung ver-

wendete Zielsetzung. Die Prüfung sollte ausdrücklich der „Gesunderhal-
tung“ der Genossenschaften dienen. Geprüft werden sollten nicht ledig-
lich Bilanzzahlen oder einzelne Geschäftsvorfälle. Gegenstand der Prü-

fung waren vielmehr die gesamte wirtschaftliche Lage, die Geschäftsfüh-

rung, die Vermögensentwicklung und die langfristige Stabilität der Ge-

nossenschaft. Die Prüfung wurde als Instrument verstanden, um die Ge-

nossenschaft als Rechtsform zu stärken und Fehlentwicklungen rechtzei-

tig entgegenzuwirken.  

Die Reform beschränkte sich jedoch nicht auf die Einführung von An-

schlusszwang und Pflichtprüfung. Der Gesetzgeber erkannte zugleich, 

dass eine monopolartige Stellung der Prüfungsverbände neue Fragen 

aufwarf. Wenn die Genossenschaften verpflichtet werden, sich aus-

schließlich durch bestimmte Verbände prüfen zu lassen, entsteht 

zwangsläufig die Frage, wer die Tätigkeit dieser Verbände kontrolliert. 

Die Antwort hierauf findet sich ebenfalls in der Gesetzesbegründung. Der 

Staat behielt sich ausdrücklich vor, Prüfungsrechte zu verleihen, Aufla-

gen zu erteilen, die Tätigkeit der Verbände zu überwachen und bei 

Pflichtverletzungen einzuschreiten. Die Staatsaufsicht war damit nicht 

nachträglich hinzugefügt worden, sondern von Anfang an Bestandteil des 

neuen Systems. Anschlusszwang, Prüfungsmonopol und Staatsaufsicht 

entstanden gemeinsam und waren aufeinander bezogen.  

Gerade dieser Zusammenhang verdient besondere Beachtung. Die his-

torische Begründung lautet nicht, dass die Prüfungsverbände aufgrund 
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ihrer Fachkunde einer staatlichen Kontrolle entzogen werden sollten. 

Vielmehr ergibt sich aus der Gesetzesbegründung das Gegenteil. Weil 

den Verbänden eine besondere Machtstellung eingeräumt wurde und die 

Genossenschaften keine freie Wahl mehr hatten, wurde eine staatliche 

Überwachung für notwendig gehalten. 

Dies führt zu einer bis heute bedeutsamen Erkenntnis: Die Staatsaufsicht 

wurde nicht trotz des Prüfungsmonopols geschaffen, sondern wegen des 

Prüfungsmonopols. Sie sollte sicherstellen, dass die den Verbänden über-

tragenen Aufgaben tatsächlich im Interesse der Genossenschaften und 

ihrer Mitglieder wahrgenommen werden. 

Gleichzeitig darf die Reform von 1934 nicht losgelöst von ihrem histori-

schen Umfeld betrachtet werden. Sie entstand in einer Zeit tiefgreifender 

politischer Veränderungen. Der Nationalsozialismus strebte in nahezu al-

len gesellschaftlichen Bereichen eine stärkere Zentralisierung und Kon-

trolle an. Auch das Genossenschaftswesen blieb hiervon nicht unberührt. 

Der Genossenschaftswissenschaftler Günther Ringle hat darauf hingewie-

sen, dass in dieser Zeit traditionelle genossenschaftliche Prinzipien wie 

Mitgliederförderung und Selbstverwaltung teilweise durch andere Leitbil-

der überlagert wurden. Insbesondere trat neben die Förderung der Mit-

glieder zunehmend die Vorstellung eines übergeordneten Gemeinnutzes, 

während die demokratische Selbstverwaltung durch Elemente des Füh-

rerprinzips beeinflusst wurde.  

Dies bedeutet jedoch nicht, dass sämtliche Regelungen der Reform von 

1934 allein aus nationalsozialistischen Motiven erklärt werden können. 

Vielmehr ist zwischen den politischen Rahmenbedingungen und den 

sachlichen Begründungen des Prüfungswesens zu unterscheiden. Die Ge-

setzesbegründung enthält zahlreiche Argumente zur Qualität der Prü-

fung, zur Vermeidung wirtschaftlicher Schäden und zur Sicherung einer 
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wirksamen Kontrolle der Genossenschaften, die unabhängig vom dama-

ligen politischen System betrachtet werden können. 

Gerade deshalb ist die Reform von 1934 bis heute von besonderem In-

teresse. Sie markiert den Ursprung eines Systems, das auf drei mitei-

nander verbundenen Säulen beruht: 

Anschlusszwang, Prüfungsmonopol und Staatsaufsicht. 

Wer die heutige Rolle der Prüfungsverbände und die Reichweite der 

Staatsaufsicht verstehen will, muss daher zunächst die historische Ent-

stehung dieses Systems nachvollziehen. Der erste Baustein dieses Sys-

tems war der Anschlusszwang. Ihm widmet sich das folgende Kapitel. 

Kapitel 3: Der Anschlusszwang 

Zu den folgenreichsten Änderungen der Genossenschaftsgesetz-Novelle 

von 1934 gehörte die Einführung des gesetzlichen Anschlusszwangs an 

einen Prüfungsverband. Aus heutiger Sicht erscheint diese Regelung 

selbstverständlich. Nahezu jede Genossenschaft ist Mitglied eines Prü-

fungsverbandes, und nur wenige Mitglieder stellen die Frage, warum dies 

überhaupt gesetzlich vorgeschrieben ist. Tatsächlich handelte es sich je-

doch um einen tiefgreifenden Eingriff in die bis dahin bestehende Orga-

nisationsfreiheit der Genossenschaften. 

Vor der Reform von 1934 konnten die Genossenschaften grundsätzlich 

selbst entscheiden, ob sie einem Revisionsverband angehören wollten. 

Die Mitgliedschaft beruhte auf Freiwilligkeit. Ebenso bestand die Möglich-

keit, einen Verband zu verlassen oder einem anderen Verband beizutre-

ten. Die Verbände mussten sich daher das Vertrauen ihrer Mitgliedsge-

nossenschaften fortlaufend verdienen. Ihre Autorität beruhte nicht auf 
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einem gesetzlichen Monopol, sondern auf ihrer fachlichen Kompetenz 

und der Überzeugungskraft ihrer Arbeit. 

Genau diesen Zustand hielt der Gesetzgeber der damaligen Zeit für un-

zureichend. In der Begründung zur Reform wird ausdrücklich darauf hin-

gewiesen, dass sich einzelne Genossenschaften der laufenden Überwa-

chung entziehen konnten. Dies wurde als Gefahr für die wirtschaftliche 

Stabilität der Genossenschaften und für das Vertrauen in die Rechtsform 

angesehen. Die Lösung bestand aus Sicht des Gesetzgebers darin, sämt-

liche Genossenschaften einem einheitlichen Prüfungswesen zu unterwer-

fen und die Mitgliedschaft in einem Prüfungsverband verpflichtend vor-

zuschreiben. 

Der Anschlusszwang war damit weit mehr als eine organisatorische Maß-

nahme. Er bedeutete die bewusste Aufgabe eines Teils der bisherigen 

Selbstbestimmung der Genossenschaften. Die Freiheit, über die eigene 

Prüfungsorganisation zu entscheiden, wurde zugunsten eines gesetzlich 

vorgegebenen Systems eingeschränkt. Der Gesetzgeber hielt dies für ge-

rechtfertigt, weil die Prüfung als unverzichtbares Instrument zur Siche-

rung einer ordnungsgemäßen Entwicklung der Genossenschaften ange-

sehen wurde. 

Bemerkenswert ist dabei die Argumentation der Gesetzesbegründung. 

Sie stützt den Anschlusszwang nicht auf staatliche Kontrollinteressen, 

sondern auf den Schutz der Genossenschaften selbst. Die Pflichtmitglied-

schaft sollte verhindern, dass wirtschaftliche Fehlentwicklungen unent-

deckt bleiben. Die Prüfung sollte nicht erst dann eingreifen, wenn eine 

Krise bereits eingetreten war, sondern frühzeitig Risiken erkennen und 

deren Beseitigung ermöglichen. Die Verbände sollten dazu beitragen, die 

wirtschaftliche Gesundheit der Genossenschaften dauerhaft zu sichern. 
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Gerade hierin liegt der eigentliche Sinn des Anschlusszwangs. Der Ge-

setzgeber verstand ihn als Voraussetzung für ein flächendeckendes und 

wirksames Prüfungswesen. Die Pflichtmitgliedschaft war kein Selbst-

zweck. Sie sollte sicherstellen, dass jede Genossenschaft regelmäßig ei-

ner qualifizierten Prüfung unterliegt und dass festgestellte Mängel nicht 

folgenlos bleiben. 

Diese historische Begründung verdient besondere Aufmerksamkeit. Denn 

sie zeigt, dass der Anschlusszwang ursprünglich nicht geschaffen wurde, 

um die Prüfungsverbände zu stärken, sondern um die Genossenschaften 

und ihre Mitglieder zu schützen. Die Prüfungsverbände erhielten ihre be-

sondere Stellung nicht um ihrer selbst willen, sondern weil ihnen eine 

Aufgabe übertragen wurde, die im öffentlichen Interesse sowie im Inte-

resse der Mitglieder als unverzichtbar angesehen wurde. 

Gerade deshalb stellt sich zwangsläufig eine weitere Frage. Wenn der 

Staat den Genossenschaften die Freiheit nimmt, ihren Prüfer frei zu wäh-

len oder sich einer Verbandsmitgliedschaft zu entziehen, welche Verant-

wortung übernimmt er dann für die Kontrolle derjenigen Institutionen, 

denen dieses Monopol übertragen wird? 

Die Antwort findet sich bereits im Aufbau der Reform von 1934 selbst. 

Der Anschlusszwang wurde nicht isoliert eingeführt. Gleichzeitig schuf 

der Gesetzgeber ein System staatlicher Aufsicht über die Prüfungsver-

bände. Die historische Logik ist eindeutig: Wer den Genossenschaften die 

freie Wahl nimmt, muss sicherstellen, dass die verpflichtend vorgeschrie-

benen Prüfungsorganisationen ihre Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen. 

An dieser Stelle wird deutlich, dass Anschlusszwang und Staatsaufsicht 

zwei Seiten derselben Medaille sind. Die Staatsaufsicht wurde nicht ge-

schaffen, obwohl ein Prüfungsmonopol bestand. Sie wurde geschaffen, 

weil ein Prüfungsmonopol bestand. Die gesetzliche Pflichtmitgliedschaft 
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der Genossenschaften begründete zugleich eine besondere staatliche Ge-

währleistungsverantwortung. 

Diese Zusammenhänge wurden später von verschiedenen Autoren aus-

drücklich hervorgehoben. Bereits Eberhard Bömcke wies 1952 darauf 

hin, dass die Staatsaufsicht nicht nur ein Recht, sondern auch eine Pflicht 

des Staates darstellt. Die Aufsichtsbehörde habe zu überwachen, ob die 

Prüfungsverbände die ihnen übertragenen gesetzlichen Aufgaben tat-

sächlich und ordnungsgemäß wahrnehmen. Komme es zu schweren Fehl-

entwicklungen oder Zusammenbrüchen von Genossenschaften, müsse 

auch untersucht werden, ob der zuständige Prüfungsverband seinen Auf-

gaben ausreichend nachgekommen sei. 

Auch Wilhelm Kaltenborn hat in seiner Untersuchung zur Geschichte des 

Anschlusszwangs darauf hingewiesen, dass die Einführung der Pflichtmit-

gliedschaft und die Konzentration der Prüfungsaufgaben bei den Verbän-

den die Grundlage für eine besondere staatliche Verantwortung bildeten. 

Wer den Wettbewerb zwischen unterschiedlichen Prüfungsformen besei-

tigt und stattdessen ein monopolartiges System schafft, kann sich seiner 

Verantwortung für dessen Funktionsfähigkeit nicht entziehen. 

Die historische Entwicklung führt deshalb zu einer bemerkenswerten Er-

kenntnis. Der Anschlusszwang rechtfertigt sich nicht allein durch die 

Existenz der Prüfungsverbände. Vielmehr rechtfertigt sich das Prüfungs-

monopol nur dann, wenn gleichzeitig eine wirksame Kontrolle der Ver-

bände gewährleistet wird. Anschlusszwang, Prüfungsmonopol und 

Staatsaufsicht bilden seit 1934 ein zusammenhängendes System. Wird 

eine dieser Säulen geschwächt, geraten zwangsläufig auch die beiden 

anderen unter Rechtfertigungsdruck. 

Gerade vor dem Hintergrund aktueller Diskussionen über die Reichweite 

der Staatsaufsicht gewinnt dieser Gedanke neue Aktualität. Wenn 
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bestimmte gesetzliche Aufgaben der Prüfungsverbände als außerhalb der 

Aufsicht liegend betrachtet werden, stellt sich unweigerlich die Frage, ob 

dies noch mit der historischen Begründung des Anschlusszwangs verein-

bar ist. Denn die Pflichtmitgliedschaft der Genossenschaften wurde ur-

sprünglich gerade deshalb eingeführt, weil der Staat eine wirksame und 

umfassende Kontrolle des Prüfungswesens gewährleisten wollte. 

Der Anschlusszwang war somit nicht nur der Beginn eines neuen Prü-

fungswesens. Er war zugleich der Ausgangspunkt einer bis heute fortwir-

kenden staatlichen Gewährleistungsverantwortung. Aus dieser Verant-

wortung entwickelte sich die Staatsaufsicht über die Prüfungsverbände – 

das Thema des folgenden Kapitels. 

Kapitel 4: Das Prüfungsmonopol 

Der Anschlusszwang bildete die Grundlage der Reform von 1934. Seine 

praktische Wirkung konnte jedoch nur erreicht werden, wenn die Prü-

fungsverbände zugleich eine besondere Stellung innerhalb des Genos-

senschaftswesens erhielten. Aus diesem Grund beschränkte sich die Re-

form nicht auf die Einführung der Pflichtmitgliedschaft. Sie schuf zugleich 

die Voraussetzungen für ein weitgehend monopolisiertes Prüfungswesen. 

Die Gesetzesbegründung macht deutlich, dass die Prüfungsverbände 

künftig die Träger der genossenschaftlichen Prüfung sein sollten. Dieser 

Begriff ist von zentraler Bedeutung. Die Prüfung wurde nicht mehr als 

Tätigkeit einzelner Prüfer verstanden, sondern als gesetzliche Aufgabe 

des Verbandes selbst. Der Verband war verantwortlich für die Organisa-

tion, Durchführung und Auswertung der Prüfung. Selbst wenn einzelne 

Prüfer tätig wurden, blieb der Verband Träger der Prüfung und damit 

letztlich verantwortlich für deren ordnungsgemäße Durchführung. Dies 
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unterschied die genossenschaftliche Prüfung bereits damals von vielen 

anderen Prüfungsformen. 

Mit dieser Konstruktion erhielt der Prüfungsverband eine besondere Stel-

lung. Er war nicht lediglich Berater der Genossenschaften und auch nicht 

bloß externer Kontrolleur. Vielmehr wurde ihm eine gesetzliche Aufgabe 

übertragen, die unmittelbar der Funktionsfähigkeit der Genossenschaf-

ten dienen sollte. Die Prüfungsverbände wurden damit zu einer eigen-

ständigen Institution innerhalb des Genossenschaftswesens. 

Bemerkenswert ist, wie weit die Aufgaben der Prüfung nach dem Ver-

ständnis des Gesetzgebers reichten. Die Prüfung sollte sich nicht auf die 

Kontrolle von Bilanzen und Jahresabschlüssen beschränken. Vielmehr 

sollte die gesamte wirtschaftliche Lage der Genossenschaft untersucht 

werden. Die Geschäftsführung, die Vermögensentwicklung, die Kreditpo-

litik und die allgemeine wirtschaftliche Stabilität wurden ausdrücklich als 

Prüfungsgegenstände genannt. Ziel war es, Fehlentwicklungen möglichst 

frühzeitig zu erkennen und ihre Beseitigung zu fördern. Die Prüfung sollte 

der „Gesunderhaltung“ der Genossenschaft dienen. 

Gerade dieser Begriff verdient besondere Beachtung. Die Gesetzesbe-

gründung spricht nicht von der Gesunderhaltung eines Verbandes, einer 

Bankengruppe oder eines Verbundes. Sie spricht von der Gesunderhal-

tung der Genossenschaft. Ausgangspunkt der Prüfung war somit die ein-

zelne Genossenschaft und ihre Mitglieder. Die Prüfung sollte die wirt-

schaftliche Leistungsfähigkeit der Genossenschaft sichern und dadurch 

letztlich den Förderauftrag gegenüber den Mitgliedern schützen. 

Hieraus ergibt sich ein wichtiger Maßstab für die Beurteilung des Prü-

fungswesens bis in die Gegenwart. Wenn das Prüfungsmonopol ur-

sprünglich mit dem Schutz der Genossenschaften begründet wurde, 

muss sich seine heutige Legitimation an demselben Maßstab messen 
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lassen. Die zentrale Frage lautet daher nicht, ob Prüfungsverbände für 

das Funktionieren eines Verbundes nützlich sind. Entscheidend ist viel-

mehr, ob sie die ihnen übertragene Aufgabe im Interesse der Genossen-

schaften und ihrer Mitglieder erfüllen. 

Die Gesetzesbegründung von 1934 enthält hierzu eine weitere bemer-

kenswerte Aussage. Die Aufgabe der Prüfungsverbände sollte sich nicht 

auf die Feststellung von Mängeln beschränken. Vielmehr sollten die Ver-

bände auf deren Beseitigung hinwirken. Die Prüfung wurde somit als ak-

tiver Prozess verstanden. Der Prüfungsverband sollte Entwicklungen be-

obachten, Risiken erkennen und Verbesserungen anregen. Er war nicht 

lediglich Berichterstatter, sondern Mitverantwortlicher für die Funktions-

fähigkeit des Systems. 

Diese weitreichende Stellung erklärt zugleich, weshalb der Gesetzgeber 

den Prüfungsverbänden besondere Befugnisse einräumte. Sie konnten 

Prüfungen durchführen, Berichte erstellen, Generalversammlungen be-

einflussen und auf die Beseitigung von Mängeln hinwirken. In späteren 

Jahrzehnten kamen weitere Aufgaben hinzu, etwa bei Umwandlungen, 

Verschmelzungen und anderen Strukturmaßnahmen. Die Stellung der 

Prüfungsverbände wurde dadurch weiter gestärkt. 

Mit der Ausweitung der Aufgaben wuchs jedoch auch die Verantwortung. 

Wer eine monopolartige Stellung innehat, trägt eine andere Verantwor-

tung als ein gewöhnlicher Marktteilnehmer. Während sich Fehler auf ei-

nem freien Markt durch Wettbewerb teilweise ausgleichen lassen, fehlt 

bei einem Monopol diese Korrekturmöglichkeit. Die Genossenschaften 

können nicht frei entscheiden, ob sie die Leistungen eines anderen An-

bieters in Anspruch nehmen möchten. Sie sind auf das gesetzlich vorge-

gebene System angewiesen. 
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Gerade deshalb war die Monopolstellung der Prüfungsverbände von An-

fang an untrennbar mit der Staatsaufsicht verbunden. Der Gesetzgeber 

ging ersichtlich davon aus, dass eine derart starke Stellung nur dann 

gerechtfertigt werden kann, wenn gleichzeitig eine wirksame Kontrolle 

der Monopolträger gewährleistet ist. Das Prüfungsmonopol sollte nicht 

zur Unabhängigkeit von Kontrolle führen, sondern gerade eine verstärkte 

Kontrolle erforderlich machen. 

Diese Überlegung findet sich später auch bei Eberhard Bömcke wieder. 

Für ihn war die Staatsaufsicht die notwendige Folge der besonderen Stel-

lung der Prüfungsverbände. Anschlusszwang und Prüfungsmonopol be-

gründeten nach seiner Auffassung eine besondere staatliche Verantwor-

tung. Der Staat dürfe sich nicht darauf beschränken, den Verbänden Auf-

gaben zu übertragen. Er müsse auch überwachen, ob diese Aufgaben 

ordnungsgemäß erfüllt werden. 

Aus heutiger Sicht gewinnt diese historische Argumentation neue Aktua-

lität. Die Prüfungsverbände verfügen über erheblichen Einfluss auf die 

Entwicklung der ihnen angeschlossenen Genossenschaften. Ihre Prü-

fungsberichte beeinflussen Geschäftsentscheidungen, ihre Gutachten be-

gleiten Verschmelzungen und Umwandlungen, ihre Einschätzungen kön-

nen erhebliche wirtschaftliche Folgen haben. Je größer diese Bedeutung 

wird, desto wichtiger wird die Frage nach der Reichweite der staatlichen 

Kontrolle. 

Das Prüfungsmonopol war ursprünglich als Instrument zum Schutz der 

Genossenschaften gedacht. Seine Legitimation beruhte auf der An-

nahme, dass die Verbände ihre besondere Stellung zum Wohl der Genos-

senschaften und ihrer Mitglieder ausüben würden. Gleichzeitig beruhte 

sie auf der Annahme, dass der Staat die ordnungsgemäße Wahrnehmung 

dieser Aufgaben überwacht. 
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Damit zeigt sich erneut die enge Verbindung zwischen den drei Elemen-

ten der Reform von 1934. Anschlusszwang, Prüfungsmonopol und 

Staatsaufsicht waren von Anfang an aufeinander bezogen. Das Prüfungs-

monopol sollte die Wirksamkeit der Prüfung sichern. Die Staatsaufsicht 

sollte die Wirksamkeit des Prüfungsmonopols sichern. Erst das Zusam-

menwirken beider Elemente sollte den Schutz der Genossenschaften ge-

währleisten. 

Aus dieser historischen Perspektive erscheint das Prüfungsmonopol nicht 

als Privileg der Prüfungsverbände, sondern als Verpflichtung. Seine Exis-

tenzberechtigung hängt davon ab, ob die ihm zugedachte Schutzfunktion 

tatsächlich erfüllt wird. Genau aus diesem Grund richtete der Gesetzge-

ber seinen Blick bereits 1934 nicht nur auf die Genossenschaften, son-

dern auch auf die Verbände selbst. Die Kontrolle der Kontrolleure wurde 

zu einem wesentlichen Bestandteil des Systems. Damit ist der Weg zum 

nächsten Kapitel vorgezeichnet: der Entstehung der Staatsaufsicht über 

die Prüfungsverbände. 

Kapitel 5: Die Entstehung der Staatsaufsicht 

Die Einführung des Anschlusszwangs und die Konzentration der Prüfung 

bei den Prüfungsverbänden waren die sichtbarsten Elemente der Reform 

von 1934. Weniger beachtet, aber für das Verständnis des gesamten 

Systems mindestens ebenso wichtig, ist die gleichzeitig geschaffene 

staatliche Aufsicht über die Prüfungsverbände. Tatsächlich lässt sich die 

Reform nur dann vollständig verstehen, wenn beide Seiten gemeinsam 

betrachtet werden. 

Aus heutiger Sicht wird die Staatsaufsicht häufig als selbstverständlicher 

Bestandteil des Genossenschaftsrechts wahrgenommen. Tatsächlich war 

sie jedoch die unmittelbare Folge der neuen Stellung der 



Genossenschaftliche Verfassungsfragen Band 1 
____________________________________________ 

 

 22  

 

Prüfungsverbände. Der Gesetzgeber erkannte, dass die Übertragung 

weitreichender Prüfungs- und Überwachungsaufgaben auf die Verbände 

zwangsläufig die Frage aufwarf, wer die ordnungsgemäße Wahrnehmung 

dieser Aufgaben kontrollieren sollte. 

Die Antwort der Reform von 1934 war eindeutig. Der Staat behielt sich 

die Verleihung und Entziehung des Prüfungsrechts vor. Prüfungsver-

bände konnten ihre Stellung nicht allein aus sich selbst heraus begrün-

den. Sie mussten vielmehr nachweisen, dass sie die Gewähr für eine ord-

nungsgemäße Aufgabenerfüllung boten. Zugleich erhielt der Staat die 

Möglichkeit, auf Pflichtverletzungen zu reagieren und notfalls das Prü-

fungsrecht wieder zu entziehen. Bereits hierin zeigt sich, dass die Prü-

fungsverbände nicht als von staatlicher Kontrolle unabhängige Einrich-

tungen gedacht waren. Vielmehr sollte ihre besondere Stellung gerade 

durch staatliche Aufsicht abgesichert werden. 

Die Gesetzesbegründung verdeutlicht darüber hinaus, dass die Aufsicht 

nicht lediglich formaler Natur sein sollte. Der Staat sollte nicht nur prü-

fen, ob ein Verband organisatorisch existiert oder bestimmte Verfahrens-

vorschriften einhält. Entscheidend war vielmehr, ob die Verbände ihre 

gesetzlichen Aufgaben tatsächlich erfüllen. Die Aufsicht diente damit der 

Sicherung der Funktionsfähigkeit des gesamten Prüfungswesens. 

Gerade hierin liegt die historische Wurzel dessen, was später als staat-

liche Gewährleistungsverantwortung bezeichnet werden sollte.  

➢ Der Staat verpflichtete die Genossenschaften zur Mitgliedschaft in 

einem Prüfungsverband und entzog ihnen damit die Freiheit, ihr 

Prüfungswesen selbst zu organisieren.  

➢ Im Gegenzug übernahm er die Verantwortung, die Qualität und 

Integrität des monopolisierten Prüfungssystems zu gewährleis-

ten. 
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Dieser Gedanke wurde nach dem Zweiten Weltkrieg besonders deutlich 

von Eberhard Bömcke herausgearbeitet. In seiner grundlegenden Unter-

suchung zur Staatsaufsicht auf dem Gebiet des genossenschaftlichen 

Prüfungswesens aus dem Jahr 1952 beschreibt er die Staatsaufsicht nicht 

lediglich als behördliche Befugnis, sondern als staatliche Pflicht. Die be-

sondere Stellung der Prüfungsverbände und die gesetzliche Verpflichtung 

der Genossenschaften zu ihrer Mitgliedschaft machten nach seiner Auf-

fassung eine wirksame Kontrolle durch den Staat erforderlich. 

Bömcke weist darauf hin, dass die Prüfungsverbände Aufgaben wahrneh-

men, die nicht nur die Interessen der Verbände selbst betreffen, sondern 

zugleich dem Schutz der Mitglieder und der Geschäftspartner der Genos-

senschaften dienen. Gerade deshalb könne sich der Staat nicht darauf 

beschränken, den Verbänden diese Aufgaben zu übertragen. Er müsse 

vielmehr überwachen, ob sie ordnungsgemäß erfüllt werden.  

Komme es zu schweren Fehlentwicklungen, Zusammenbrüchen oder 

wirtschaftlichen Krisen von Genossenschaften, müsse auch die Frage ge-

stellt werden, ob der zuständige Prüfungsverband seinen gesetzlichen 

Verpflichtungen ausreichend nachgekommen sei. 

Bemerkenswert ist, wie modern diese Überlegungen heute wirken. Sie 

gehen von einer einfachen, aber weitreichenden Überlegung aus: Wer 

ein Monopol schafft, übernimmt Verantwortung für dessen Kontrolle. Der 

Staat kann sich nicht auf den Standpunkt stellen, die Tätigkeit der Prü-

fungsverbände gehe ihn nichts an, nachdem er den Genossenschaften 

gleichzeitig die Freiheit genommen hat, auf andere Prüfungsformen aus-

zuweichen. 

Diese Sichtweise findet sich auch in neueren wissenschaftlichen Arbeiten 

wieder. Wilhelm Kaltenborn hat darauf hingewiesen, dass Anschluss-

zwang und Prüfungsmonopol die besondere Stellung der 
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Prüfungsverbände erst geschaffen haben. Daraus folgt zwangsläufig eine 

besondere Verantwortung des Staates für die Funktionsfähigkeit und In-

tegrität des Systems. Die Staatsaufsicht erscheint damit nicht als zufäl-

liges Anhängsel des Prüfungswesens, sondern als dessen notwendige Er-

gänzung. 

Die historische Entwicklung lässt sich daher auf eine einfache Formel 

bringen: 

► Der Anschlusszwang begründet die Monopolstellung der Prüfungsver-

bände. 

► Die Monopolstellung begründet die staatliche Gewährleistungsverant-

wortung. 

► Die Gewährleistungsverantwortung verwirklicht sich durch die Staats-

aufsicht. 

Diese Zusammenhänge sind von erheblicher Bedeutung für aktuelle Dis-

kussionen über die Reichweite der Aufsicht. Denn wenn die Staatsauf-

sicht historisch gerade deshalb geschaffen wurde, weil den Prüfungsver-

bänden eine monopolartige Stellung eingeräumt wurde, stellt sich die 

Frage, ob einzelne gesetzliche Aufgaben der Verbände überhaupt dauer-

haft außerhalb dieser Aufsicht stehen können. 

Besondere Aktualität hat diese Frage im Zusammenhang mit Verschmel-

zungsprüfungen nach § 81 Umwandlungsgesetz gewonnen. Staatsauf-

sichtsbehörden haben die Auffassung vertreten, dass die Reichweite ihrer 

Aufsicht insoweit nicht eindeutig geklärt sei. Gleichzeitig wurde jedoch 

eingeräumt, dass gewichtige Argumente für eine Einbeziehung auch die-

ser Prüfungen in den Aufsichtsbereich sprechen. 

Gerade an dieser Stelle zeigt sich die fortdauernde Bedeutung der histo-

rischen Entwicklung. Die Reform von 1934 zielte nicht darauf ab, einzelne 
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Tätigkeitsbereiche der Prüfungsverbände der staatlichen Kontrolle zu 

entziehen. Ihr Grundgedanke war vielmehr, dass die besondere Stellung 

der Verbände eine besondere staatliche Verantwortung erfordert. Aus 

dieser Perspektive erscheint die Frage nach der Reichweite der Aufsicht 

nicht als technische Detailfrage, sondern als Kernproblem des gesamten 

Systems. 

Fast ein Jahrhundert nach Einführung von Anschlusszwang und Prüfungs-

monopol steht die Staatsaufsicht damit vor derselben Grundfrage wie 

bereits 1934:  

➢ Wie kann sichergestellt werden, dass die den Prüfungsverbänden 

übertragenen Aufgaben tatsächlich im Interesse der Genossen-

schaften und ihrer Mitglieder wahrgenommen werden? 

Die Antwort hierauf hängt nicht allein von gesetzlichen Vorschriften ab. 

Sie hängt ebenso von dem Verständnis ab, das Staat, Verbände und Ge-

nossenschaften von ihrer jeweiligen Rolle haben. Um dieses Verständnis 

beurteilen zu können, ist jedoch zunächst ein Blick auf die Entwicklung 

nach dem Zweiten Weltkrieg erforderlich. Denn gerade dort wurde die 

historische Gewährleistungsverantwortung erstmals systematisch be-

schrieben und rechtlich eingeordnet. 

Kapitel 5a: Mitgliederförderung, Gemeinnutz und Führer-

prinzip 

Die Reform des Genossenschaftsgesetzes von 1934 wird häufig auf die 

Einführung des Anschlusszwangs, die Neuordnung des Prüfungswesens 

und die Schaffung der Staatsaufsicht reduziert. Eine vollständige histori-

sche Betrachtung muss jedoch auch das politische und ideologische Um-

feld berücksichtigen, in dem diese Veränderungen entstanden. Gerade 

hierauf hat der Genossenschaftswissenschaftler Günther Ringle in seinen 
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Untersuchungen zur Entwicklung des Genossenschaftswesens während 

der nationalsozialistischen Zeit hingewiesen. 

Ringle zeigt, dass die Genossenschaft vor 1933 auf zwei untrennbar mit-

einander verbundenen Grundgedanken beruhte: der Mitgliederförderung 

und der Selbstverwaltung. Die Genossenschaft war eine Selbsthilfeorga-

nisation ihrer Mitglieder. Ihr Zweck bestand nicht darin, staatliche Ziele 

zu verwirklichen oder allgemeine volkswirtschaftliche Interessen zu för-

dern. Sie sollte vielmehr den wirtschaftlichen Interessen ihrer Mitglieder 

dienen. Die Mitglieder waren zugleich Eigentümer, Träger und Kontrol-

leure ihrer Genossenschaft. Der Förderauftrag und die demokratische 

Selbstverwaltung bildeten gemeinsam den Wesenskern der genossen-

schaftlichen Idee. 

Mit der Machtübernahme der Nationalsozialisten geriet dieses Selbstver-

ständnis zunehmend unter Druck. Die nationalsozialistische Wirtschafts- 

und Gesellschaftspolitik betrachtete individuelle und gruppenbezogene 

Interessen grundsätzlich mit Misstrauen. An die Stelle eigenständiger ge-

sellschaftlicher Organisationen sollte eine umfassende Einordnung in die 

Ziele der sogenannten Volksgemeinschaft treten. Auch das Genossen-

schaftswesen blieb von dieser Entwicklung nicht verschont. 

Besonders deutlich zeigte sich dies bei der Interpretation des Förderauf-

trags. Während die klassische Genossenschaftslehre die Förderung der 

Mitglieder als ausschließlichen Zweck der Genossenschaft verstand, trat 

nun zunehmend die Vorstellung in den Vordergrund, wirtschaftliches 

Handeln müsse dem Gemeinnutz dienen. Das bekannte Schlagwort „Ge-
meinnutz vor Eigennutz“ fand Eingang in zahlreiche Bereiche des Wirt-
schaftslebens und beeinflusste auch die genossenschaftspolitische Dis-

kussion. 
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Aus heutiger Sicht ist dabei eine sorgfältige Differenzierung erforderlich. 

Die Förderung des Gemeinwohls ist nicht mit dem nationalsozialistischen 

Gemeinnutzbegriff gleichzusetzen. Gleichwohl zeigt die historische Ent-

wicklung, wie leicht der ursprüngliche Förderauftrag einer Genossen-

schaft umgedeutet werden kann, wenn die Förderung der Mitglieder nicht 

mehr als oberster Maßstab verstanden wird. Ringle weist darauf hin, dass 

die genossenschaftliche Identität gerade darin besteht, die Interessen 

der Mitglieder zu fördern. Wird dieser Maßstab aufgegeben oder relati-

viert, verändert sich zwangsläufig auch das Verständnis der Genossen-

schaft selbst. 

Parallel hierzu veränderte sich das Verständnis von Selbstverwaltung. 

Die traditionelle Genossenschaft beruhte auf demokratischer Willensbil-

dung. Die Mitglieder wählten ihre Vertreter, bestimmten die Organe und 

kontrollierten die Geschäftsführung. Dieses Modell stand jedoch im Wi-

derspruch zum nationalsozialistischen Führerprinzip, das auf hierarchi-

scher Leitung und der Konzentration von Entscheidungsbefugnissen be-

ruhte. 

Die nationalsozialistische Genossenschaftspolitik versuchte deshalb, die 

Stellung der Leitungsorgane zu stärken und die unmittelbare Einfluss-

nahme der Mitglieder zurückzudrängen. Die Generalversammlung verlor 

an Bedeutung, während die Rolle der Vorstände und anderer Leitungs-

instanzen ausgebaut wurde. Die demokratische Selbstverwaltung wurde 

zunehmend durch Vorstellungen ersetzt, die auf Führung und Gefolg-

schaft beruhten. 

Von besonderem Interesse sind in diesem Zusammenhang die von Ringle 

dargestellten Äußerungen des Genossenschaftswissenschaftlers Reinhold 

Henzler aus dem Jahr 1934. Henzler vertrat die Auffassung, größere Ge-

nossenschaften seien vielfach nicht mehr in der Lage, ihre Vorstände 
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allein durch die Mitgliederversammlung sachgerecht auszuwählen. Des-

halb seien übergeordnete Instanzen erforderlich, die bei der Bestellung 

und Kontrolle der Unternehmensleitung mitwirken sollten. Als solche In-

stanzen wurden ausdrücklich auch die Revisionsverbände genannt. 

Diese Überlegungen verdienen besondere Aufmerksamkeit. Erstmals er-

scheint hier die Vorstellung, dass die unmittelbare Selbstverwaltung der 

Mitglieder durch die Mitwirkung übergeordneter Organisationen ergänzt 

oder ersetzt werden müsse. Die Revisionsverbände werden nicht mehr 

nur als Prüfer verstanden, sondern zugleich als Institutionen, die Einfluss 

auf die Führung der Genossenschaften nehmen können. 

Gerade an dieser Stelle berühren sich die Themen Förderauftrag, Selbst-

verwaltung und Prüfungswesen. Die Neuordnung des Prüfungswesens im 

Jahr 1934 erfolgte nicht in einem politischen Vakuum. Sie fand in einer 

Zeit statt, in der zahlreiche traditionelle Elemente der genossenschaftli-

chen Selbstorganisation in Frage gestellt wurden. Dies bedeutet nicht, 

dass Anschlusszwang, Prüfungsmonopol oder Staatsaufsicht allein aus 

nationalsozialistischen Motiven erklärt werden können. Die sachlichen 

Argumente für eine wirksame Prüfung bestanden unabhängig vom poli-

tischen System. Gleichwohl darf das historische Umfeld nicht ausgeblen-

det werden. 

Für die heutige Diskussion ergibt sich daraus eine wichtige Erkenntnis. 

Die Legitimation von Anschlusszwang, Prüfungsmonopol und Staatsauf-

sicht kann nicht allein aus ihrer historischen Existenz hergeleitet werden. 

Vielmehr muss stets gefragt werden, welchem Zweck diese Einrichtun-

gen dienen und ob sie mit den grundlegenden Prinzipien des Genossen-

schaftswesens vereinbar bleiben. 

Die eigentliche Leitfrage lautet deshalb nicht, ob bestimmte Regelungen 

bereits 1934 bestanden haben. Entscheidend ist vielmehr, ob sie heute 
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der Mitgliederförderung, der Selbstverwaltung und der Selbstverantwor-

tung dienen – also jenen Prinzipien, die das Genossenschaftswesen ur-

sprünglich geprägt haben. 

Gerade hierin liegt die bleibende Bedeutung der Arbeiten Ringles. Sie 

erinnern daran, dass die Genossenschaft ihre Legitimation nicht aus 

Größe, Zentralisierung oder organisatorischer Effizienz bezieht. Ihre Le-

gitimation beruht auf der Förderung ihrer Mitglieder und auf deren Recht, 

die Angelegenheiten ihrer Genossenschaft selbst zu bestimmen. Wo 

diese Grundsätze geschwächt werden, stellt sich zwangsläufig die Frage 

nach der Wahrung der genossenschaftlichen Identität. 

Fast ein Jahrhundert nach der Reform von 1934 erscheint diese Frage 

aktueller denn je. Die Diskussion über Förderauftrag, Vertreterversamm-

lung, Verbundsteuerung, Prüfungsmonopol und Staatsaufsicht ist letzt-

lich immer auch eine Diskussion darüber, wie viel Selbstverwaltung und 

wie viel Mitgliederorientierung das moderne Genossenschaftswesen noch 

bewahrt hat. Gerade deshalb lohnt der Blick zurück auf jene Zeit, in der 

diese Grundsätze erstmals grundlegend in Frage gestellt wurden. 
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Teil II: Die Entwicklung nach 1945 

Kapitel 6: Eberhard Bömcke und die Staatsaufsicht als 

staatliche Pflicht 

Die Reform des Jahres 1934 hatte Anschlusszwang, Prüfungsmonopol 

und Staatsaufsicht in einem einheitlichen System miteinander verbun-

den. Nach dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches stellte sich je-

doch die Frage, ob diese Konstruktion lediglich ein Produkt ihrer Zeit ge-

wesen war oder ob ihr auch unter den Bedingungen eines demokrati-

schen Rechtsstaates weiterhin eine eigenständige Bedeutung zukam. 

Eine der ersten umfassenden Antworten auf diese Frage gab Eberhard 

Bömcke im Jahr 1952 in seinem Aufsatz „Die Staatsaufsicht auf dem Ge-
biet des genossenschaftlichen Prüfungswesens“. Seine Ausführungen 
verdienen besondere Aufmerksamkeit, weil sie nur wenige Jahre nach 

Inkrafttreten des Grundgesetzes entstanden und damit bereits unter den 

Bedingungen der freiheitlich-demokratischen Grundordnung erfolgten. 

Bömcke stellt zunächst fest, dass die Staatsaufsicht über die Prüfungs-

verbände nicht als historischer Zufall oder bloße Verwaltungstechnik ver-

standen werden darf. Sie sei vielmehr die notwendige Folge der beson-

deren Stellung der Prüfungsverbände im deutschen Genossenschaftswe-

sen. Gerade weil die Genossenschaften gesetzlich verpflichtet seien, ei-

nem Prüfungsverband anzugehören, und weil die Prüfungsverbände Auf-

gaben wahrnähmen, die weit über private Vereinsinteressen hinausgin-

gen, entstehe eine besondere staatliche Verantwortung. Diese Verant-

wortung sei nicht nur Befugnis, sondern zugleich Verpflichtung. Sie dürfe 

nicht nach Belieben wahrgenommen oder unterlassen werden. 



Georg Scheumann 
____________________________________________ 

 

31 

 

Damit formuliert Bömcke einen Gedanken, der bis heute nichts von sei-

ner Aktualität verloren hat. Der Staat kann sich nicht darauf beschrän-

ken, den Prüfungsverbänden weitreichende Aufgaben zu übertragen und 

anschließend auf deren Eigenverantwortung zu vertrauen. Wer ein ge-

setzliches Monopol schafft und die Genossenschaften verpflichtet, sich 

diesem Monopol zu unterwerfen, übernimmt zugleich die Verantwortung 

für dessen Funktionsfähigkeit. 

Besonders bemerkenswert ist die Klarheit, mit der Bömcke die Aufgaben 

der Staatsaufsicht beschreibt. Diese beschränken sich nach seiner Auf-

fassung nicht auf die Frage, ob ein Verband organisatorisch ordnungsge-

mäß aufgebaut ist oder seine internen Vorschriften einhält. Vielmehr 

müsse die Aufsicht überwachen, ob die Prüfungsverbände ihre gesetzli-

chen Aufgaben tatsächlich erfüllen. Entscheidend sei nicht die formale 

Existenz der Prüfung, sondern deren tatsächliche Wirksamkeit. 

Damit rückt die Tätigkeit der Prüfungsverbände selbst in den Mittelpunkt 

der Betrachtung. Die Aufsichtsbehörde soll nicht lediglich die Verbände 

beaufsichtigen, sondern deren Aufgabenerfüllung. Geprüft werden 

müsse, ob die Verbände die ihnen gesetzlich übertragenen Pflichten ord-

nungsgemäß wahrnehmen, festgestellte Mängel verfolgen und die ihnen 

zur Verfügung stehenden Instrumente tatsächlich nutzen. 

Bömcke geht sogar noch einen Schritt weiter. Komme es zu wirtschaftli-

chen Zusammenbrüchen, schweren Fehlentwicklungen oder sonstigen 

Krisen von Genossenschaften, dürfe die Untersuchung nicht bei den Or-

ganen der betroffenen Genossenschaft enden.  

➢ Vielmehr sei auch zu prüfen, ob der zuständige Prüfungsverband 

seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllt habe.  
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Die Staatsaufsicht müsse sich daher nicht nur mit den Genossenschaften 

befassen, sondern gegebenenfalls auch mit dem Verhalten der Verbände 

selbst. 

Diese Überlegung wirkt aus heutiger Sicht bemerkenswert modern. Wäh-

rend in der öffentlichen Diskussion häufig die Verantwortung von Vor-

ständen und Aufsichtsräten im Mittelpunkt steht, erinnert Bömcke daran, 

dass auch die Prüfungsverbände Teil des gesetzlichen Schutzsystems 

sind. Wenn dieses Schutzsystem versagt, stellt sich zwangsläufig die 

Frage, ob alle Beteiligten ihren gesetzlichen Aufgaben nachgekommen 

sind. 

Von besonderer Bedeutung ist auch Bömckes Verständnis der Unabhän-

gigkeit. Er weist darauf hin, dass die Prüfungsverbände öffentliche Auf-

gaben wahrnehmen und deshalb nicht lediglich Interessenvertreter ihrer 

Mitgliedsgenossenschaften sein können. Gerade wegen ihrer besonderen 

Stellung müsse jeder Anschein mangelnder Unabhängigkeit vermieden 

werden. Dies gelte nicht nur für einzelne Prüfer, sondern für das gesamte 

Prüfungswesen. 

Hier berührt Bömcke einen Punkt, der auch in der Gegenwart immer wie-

der diskutiert wird. Je stärker Prüfungsverbände in Beratung, Struktur-

politik, Fusionen oder andere strategische Entscheidungen eingebunden 

sind, desto wichtiger wird die Frage, wie ihre Prüfungsfunktion von an-

deren Interessen abgegrenzt werden kann. Die Unabhängigkeit des Prü-

fungswesens ist keine bloße Organisationsfrage, sondern eine Voraus-

setzung für die Legitimation des Prüfungsmonopols. 

Ebenso bemerkenswert ist Bömckes Verständnis der staatlichen Verant-

wortung. Die Staatsaufsicht soll nach seiner Auffassung nicht an die 

Stelle der Prüfungsverbände treten und auch nicht deren Entscheidungen 
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ersetzen. Die Verantwortung für die Durchführung der Prüfung verbleibt 

bei den Verbänden.  

Die Aufgabe des Staates besteht vielmehr darin, sicherzustellen, dass die 

Verbände ihre gesetzlichen Aufgaben tatsächlich erfüllen. Die Aufsicht 

dient damit weder der Fachsteuerung noch der laufenden Einmischung in 

einzelne Prüfungen, sondern der Sicherung eines funktionierenden Sys-

tems. 

Gerade hierin liegt die eigentliche Bedeutung von Bömckes Ausführun-

gen. Er beschreibt die Staatsaufsicht als Ausdruck einer staatlichen Ge-

währleistungsverantwortung. Der Staat muss nicht jede einzelne Prüfung 

selbst durchführen. Er muss aber gewährleisten, dass diejenigen Institu-

tionen, denen er diese Aufgabe übertragen hat, sie ordnungsgemäß 

wahrnehmen. 

Fast hundert Jahre nach Einführung des Anschlusszwangs erscheint diese 

Argumentation aktueller denn je. Die Prüfungsverbände verfügen heute 

über erheblichen Einfluss auf die Entwicklung der Genossenschaften. Sie 

führen Pflichtprüfungen durch, begleiten Fusionen, erstellen Gutachten 

und nehmen in vielen Bereichen eine Schlüsselstellung ein. Gerade des-

halb stellt sich die Frage nach der Reichweite der staatlichen Kontrolle 

mit neuer Schärfe. 

Die Bedeutung von Bömckes Arbeit liegt darin, dass sie den historischen 

Zusammenhang zwischen Prüfungsmonopol und Staatsaufsicht erstmals 

systematisch beschreibt. Anschlusszwang, Prüfungsmonopol und Staats-

aufsicht erscheinen bei ihm nicht als voneinander unabhängige Regelun-

gen, sondern als Bestandteile eines einheitlichen Systems. Die Staats-

aufsicht ist nicht Ergänzung dieses Systems, sondern eine seiner tragen-

den Säulen. 
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Mit Bömcke beginnt damit eine Entwicklung, die sich durch die spätere 

Literatur und Rechtsprechung fortsetzt. Immer wieder wird die Frage ge-

stellt, wie weit die staatliche Gewährleistungsverantwortung reicht und 

welche Anforderungen sich daraus für die Kontrolle der Prüfungsver-

bände ergeben. Diese Diskussion prägt das Genossenschaftsrecht bis 

heute und bildet den Ausgangspunkt für die weitere Entwicklung nach 

1952. 

Kapitel 7: Die Entwicklung des genossenschaftlichen Prü-

fungswesens nach 1945 

Nach dem Zweiten Weltkrieg stand das deutsche Genossenschaftswesen 

vor der Aufgabe, sich unter den Bedingungen eines demokratischen 

Rechtsstaates neu zu orientieren. Zahlreiche gesetzliche Regelungen aus 

der Vorkriegszeit wurden überprüft, geändert oder aufgehoben. Bemer-

kenswert ist jedoch, dass die Grundstruktur des genossenschaftlichen 

Prüfungswesens erhalten blieb. Weder der Anschlusszwang noch die be-

sondere Stellung der Prüfungsverbände noch die Staatsaufsicht wurden 

grundsätzlich in Frage gestellt. 

Dies geschah nicht zufällig. Vielmehr setzte sich zunehmend die Auffas-

sung durch, dass die genossenschaftliche Pflichtprüfung unabhängig von 

den politischen Rahmenbedingungen eine wichtige Schutzfunktion er-

füllt. Die regelmäßige Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse, der Ge-

schäftsführung und der Vermögenslage wurde als wesentliches Element 

des Gläubiger- und Mitgliederschutzes angesehen. Die nach 1945 fortbe-

stehende Akzeptanz des Prüfungswesens beruhte daher nicht auf einer 

Übernahme nationalsozialistischer Organisationsprinzipien, sondern auf 

der Überzeugung, dass die Prüfung einen eigenständigen sachlichen Nut-

zen für die Genossenschaften besitzt. 
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Gleichzeitig veränderte sich die wirtschaftliche Bedeutung der Prüfungs-

verbände erheblich. Mit dem Wiederaufbau der deutschen Wirtschaft, 

dem Wachstum der Kreditgenossenschaften und der zunehmenden Kom-

plexität der wirtschaftlichen Verhältnisse erweiterten sich auch die Auf-

gaben der Verbände. Neben die eigentliche Prüfung traten Beratung, 

Schulung, betriebswirtschaftliche Unterstützung und Interessenvertre-

tung. Die Verbände entwickelten sich zu multifunktionalen Einrichtungen, 

die zahlreiche Aufgaben für ihre Mitgliedsgenossenschaften übernahmen. 

Diese Entwicklung brachte erhebliche Vorteile mit sich. Die Verbände ver-

fügten über spezialisiertes Fachwissen, konnten Erfahrungen aus einer 

Vielzahl von Prüfungen bündeln und ihren Mitgliedsgenossenschaften Hil-

festellung bei rechtlichen, steuerlichen und betriebswirtschaftlichen Fra-

gen geben. Gerade kleinere Genossenschaften profitierten von dieser Un-

terstützung. 

Mit der Ausweitung der Aufgaben entstand jedoch auch eine neue Prob-

lematik. Je stärker die Verbände in die laufende Beratung und strategi-

sche Entwicklung ihrer Mitgliedsgenossenschaften eingebunden waren, 

desto häufiger stellte sich die Frage nach der Abgrenzung zwischen Be-

ratung und Kontrolle. Während die klassische Revision ursprünglich vor 

allem als unabhängige Kontrollinstanz gedacht war, vereinten die mo-

dernen Prüfungsverbände zunehmend unterschiedliche Funktionen in ei-

ner Organisation. 

Diese Entwicklung blieb in Wissenschaft und Praxis nicht unbeachtet. Im-

mer wieder wurde diskutiert, wie die Unabhängigkeit der Prüfung ge-

währleistet werden könne, wenn dieselbe Organisation zugleich beratend 

tätig ist. Die Diskussion gewann zusätzlich an Bedeutung, weil die Prü-

fungsverbände aufgrund des Anschlusszwangs keinem unmittelbaren 

Wettbewerbsdruck ausgesetzt waren. Anders als bei freiwilligen 
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Prüfungsleistungen konnten die Genossenschaften nicht ohne Weiteres 

auf andere Anbieter ausweichen. 

Parallel hierzu setzte ein langfristiger Konzentrationsprozess ein. Die 

Zahl der Genossenschaften ging kontinuierlich zurück. Besonders deut-

lich zeigte sich dies im Bereich der Kreditgenossenschaften. Während An-

fang der 1970er Jahre noch mehrere tausend selbständige Volksbanken 

und Raiffeisenbanken existierten, verringerte sich ihre Zahl im Laufe der 

folgenden Jahrzehnte erheblich. Fusionen wurden zunehmend zu einem 

prägenden Element der Entwicklung. 

Diese Konzentration hatte vielfältige Ursachen. Wirtschaftliche Verände-

rungen, technischer Fortschritt, regulatorische Anforderungen und stei-

gende Wettbewerbsanforderungen spielten dabei eine wichtige Rolle. Un-

abhängig von der Bewertung einzelner Fusionen stellte sich jedoch eine 

grundsätzliche Frage: Welche Rolle sollten die Prüfungsverbände in die-

sem Prozess einnehmen? 

Die historische Begründung des Prüfungswesens hatte dessen Aufgabe 

in der Gesunderhaltung der einzelnen Genossenschaft gesehen. Die Prü-

fung sollte die wirtschaftliche Stabilität sichern und Fehlentwicklungen 

verhindern. Mit der zunehmenden Zahl von Fusionen entstand dagegen 

teilweise der Eindruck, dass die Zukunft einzelner Genossenschaften 

nicht mehr allein unter dem Gesichtspunkt ihrer Eigenständigkeit be-

trachtet wurde, sondern verstärkt im Zusammenhang mit übergeordne-

ten Strukturentwicklungen. 

Gerade an dieser Stelle wird die Frage nach dem ursprünglichen Zweck 

des Prüfungswesens wieder aktuell. Dient die Prüfung in erster Linie der 

Erhaltung und Förderung der einzelnen Genossenschaft oder zunehmend 

der Anpassung an größere Struktur- und Verbundstrategien? Diese Frage 

lässt sich nicht pauschal beantworten. Sie verdeutlicht jedoch, dass die 
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historische Zielsetzung des Prüfungswesens nicht selbstverständlich mit 

jeder späteren Entwicklung übereinstimmen muss. 

Parallel zur wirtschaftlichen Entwicklung wandelte sich auch das rechtli-

che Verständnis der Staatsaufsicht. Die Aufsicht wurde zunehmend als 

Rechtsaufsicht verstanden. Ihr Zweck bestand nicht darin, die fachlichen 

Entscheidungen der Prüfungsverbände durch eigene Bewertungen zu er-

setzen, sondern die rechtmäßige Wahrnehmung der gesetzlichen Aufga-

ben sicherzustellen. Gleichwohl blieb die Grundfrage bestehen, die be-

reits Bömcke formuliert hatte: Wie kann der Staat gewährleisten, dass 

die Prüfungsverbände ihre monopolartige Stellung tatsächlich im Inte-

resse der Genossenschaften und ihrer Mitglieder ausüben? 

In den folgenden Jahrzehnten entwickelte sich hieraus eine umfangreiche 

wissenschaftliche Diskussion. Autoren wie Esser und Keßler, später auch 

Wilhelm Kaltenborn, griffen die historische Entstehung des Prüfungswe-

sens erneut auf und stellten die Frage nach der Reichweite der staatli-

chen Gewährleistungsverantwortung. Dabei rückte zunehmend der Ge-

danke in den Mittelpunkt, dass Anschlusszwang und Prüfungsmonopol 

nur dann dauerhaft legitimiert werden können, wenn gleichzeitig eine 

wirksame Kontrolle der Monopolträger gewährleistet bleibt. 

Die Entwicklung nach 1945 zeigt somit ein vielschichtiges Bild. Einerseits 

bewährte sich das genossenschaftliche Prüfungswesen als wichtiger Be-

standteil der genossenschaftlichen Ordnung. Andererseits führten die zu-

nehmende Bedeutung der Verbände, die Konzentration der Genossen-

schaften und die Erweiterung der Verbandsaufgaben zu neuen Fragen 

nach Unabhängigkeit, Kontrolle und Verantwortlichkeit. 

Diese Fragen prägen die Diskussion bis heute. Sie bilden zugleich den 

Ausgangspunkt für die moderne wissenschaftliche Debatte über Prü-

fungsmonopol und Staatsaufsicht, der sich das nächste Kapitel widmet. 
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Kapitel 8: Die moderne Rechtslage 

Die historische Entwicklung von Anschlusszwang, Prüfungsmonopol und 

Staatsaufsicht bildet den Hintergrund des heutigen genossenschaftlichen 

Prüfungswesens. Für die Beurteilung aktueller Fragestellungen genügt 

jedoch der Blick in die Geschichte allein nicht. Entscheidend ist ebenso, 

wie diese Grundgedanken heute im Genossenschaftsgesetz ausgestaltet 

sind und welche rechtlichen Anforderungen sich daraus für Prüfungsver-

bände und Staatsaufsichtsbehörden ergeben. 

Die moderne Rechtslage beruht auf einem Zusammenspiel verschiedener 

Vorschriften des Genossenschaftsgesetzes. Im Mittelpunkt stehen dabei 

die Regelungen über die Pflichtprüfung sowie die Vorschriften über die 

staatliche Aufsicht über die Prüfungsverbände. Beide Bereiche bilden 

auch heute noch die rechtliche Grundlage jenes Systems, dessen histo-

rische Wurzeln bis in die Reform von 1934 zurückreichen. 

Von zentraler Bedeutung sind zunächst die Vorschriften über die Pflicht-

prüfung. Das Genossenschaftsgesetz geht davon aus, dass die regelmä-

ßige Prüfung ein unverzichtbarer Bestandteil des Schutzsystems für Ge-

nossenschaften ist. Die Prüfung dient nicht allein der Kontrolle von Jah-

resabschlüssen. Sie umfasst vielmehr auch die Ordnungsmäßigkeit der 

Geschäftsführung und die wirtschaftlichen Verhältnisse der Genossen-

schaft. Damit knüpft das heutige Recht unmittelbar an die historische 

Vorstellung an, dass die Prüfung der Gesunderhaltung der Genossen-

schaft dienen soll. 

Besondere Bedeutung kommt hierbei der Geschäftsführungsprüfung zu. 

Die Pflichtprüfung beschränkt sich nicht auf die Frage, ob Buchführung 

und Jahresabschluss formal ordnungsgemäß erstellt wurden. Vielmehr 

soll geprüft werden, ob die Organe der Genossenschaft ihre Aufgaben 

ordnungsgemäß erfüllen und ob die Geschäftsführung den gesetzlichen 
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und satzungsmäßigen Anforderungen entspricht. Dies schließt die Beach-

tung des Förderauftrags ebenso ein wie die Einhaltung der Satzung und 

sonstiger rechtlicher Verpflichtungen. 

Gerade hierin unterscheidet sich die genossenschaftliche Pflichtprüfung 

von vielen anderen Prüfungsformen. Sie verfolgt einen umfassenderen 

Ansatz und verbindet wirtschaftliche Kontrolle mit der Überprüfung der 

Ordnungsmäßigkeit der Unternehmensführung. Die Prüfung dient damit 

nicht allein dem Schutz von Gläubigern, sondern auch dem Schutz der 

Mitglieder und ihres gemeinschaftlich geschaffenen Unternehmens. 

Die besondere Stellung der Prüfungsverbände ergibt sich dabei unmittel-

bar aus dem Gesetz. Genossenschaften sind verpflichtet, einem Prü-

fungsverband anzugehören, und die Durchführung der Pflichtprüfung ist 

den Prüfungsverbänden vorbehalten. Der Gesetzgeber hält damit weiter-

hin an dem Grundmodell fest, das bereits mit der Reform von 1934 ge-

schaffen wurde. Die Prüfungsverbände nehmen keine beliebigen privaten 

Dienstleistungen wahr, sondern erfüllen gesetzlich übertragene Aufga-

ben innerhalb eines monopolartig ausgestalteten Systems. 

Gerade diese monopolartige Stellung bildet die Grundlage für die Vor-

schriften über die Staatsaufsicht. Die §§ 64 ff. GenG regeln die Aufsicht 

über die Prüfungsverbände und schaffen damit den rechtlichen Rahmen 

für die staatliche Gewährleistungsverantwortung. Die Staatsaufsicht 

dient nicht der laufenden Steuerung der Verbände und auch nicht der 

Ersetzung fachlicher Prüfungsentscheidungen. Ihr Zweck besteht viel-

mehr darin, sicherzustellen, dass die Prüfungsverbände ihre gesetzlichen 

Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen. 

Von besonderer Bedeutung ist hierbei die Frage nach dem Umfang der 

Aufsicht. Lange Zeit wurde die Staatsaufsicht teilweise als eher formale 

Rechtsaufsicht verstanden. Neuere Entwicklungen zeigen jedoch, dass 
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eine solche Sichtweise zu kurz greift. Die Aufsicht beschränkt sich nicht 

auf die bloße Existenz der Verbände oder die Einhaltung organisatori-

scher Vorschriften. Vielmehr richtet sie sich auf die ordnungsgemäße 

Wahrnehmung der den Verbänden gesetzlich übertragenen Aufgaben. 

Damit rückt zwangsläufig die Tätigkeit der Prüfungsverbände selbst in 

den Mittelpunkt der Betrachtung. Entscheidend ist nicht allein, ob ein 

Verband organisatorisch korrekt aufgebaut ist, sondern ob er seine ge-

setzlichen Prüfungsaufgaben sachgerecht, unabhängig und ordnungsge-

mäß erfüllt. Die Staatsaufsicht soll gewährleisten, dass das gesetzlich 

geschaffene Prüfungssystem tatsächlich funktionsfähig bleibt. 

Diese Betrachtungsweise entspricht auch dem allgemeinen rechtsstaatli-

chen Grundsatz, dass staatlich geschaffene Monopolstrukturen einer be-

sonderen Kontrolle bedürfen.  

Der Gesetzgeber hat den Genossenschaften die Freiheit genommen, ihr 

Prüfungswesen selbst zu organisieren. Im Gegenzug muss sichergestellt 

sein, dass die monopolisierten Prüfungsleistungen den gesetzlichen An-

forderungen entsprechen und die ihnen zugedachte Schutzfunktion er-

füllen. 

Bemerkenswert ist, dass das heutige Genossenschaftsgesetz keine Tren-

nung zwischen der historischen Idee des Mitgliederschutzes und der mo-

dernen Rechtsaufsicht erkennen lässt. Vielmehr greifen beide Gedanken 

ineinander. Die Pflichtprüfung dient dem Schutz der Genossenschaft und 

ihrer Mitglieder. Die Staatsaufsicht dient dem Schutz der Pflichtprüfung. 

Beide Elemente bilden zusammen das rechtliche Fundament des genos-

senschaftlichen Prüfungswesens. 

Gerade deshalb gewinnen aktuelle Diskussionen über die Reichweite der 

Staatsaufsicht besondere Bedeutung. Wenn bestimmte Tätigkeiten der 

Prüfungsverbände als außerhalb der Aufsicht liegend betrachtet werden, 
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stellt sich zwangsläufig die Frage, ob dies mit dem gesetzgeberischen 

Gesamtkonzept vereinbar ist. Denn die Legitimation des Prüfungsmono-

pols beruht letztlich darauf, dass die ordnungsgemäße Wahrnehmung der 

Prüfungsaufgaben wirksam überwacht werden kann. 

Die moderne Rechtslage führt damit zu derselben Grundfrage, die bereits 

den historischen Ausgangspunkt der Reform von 1934 bildete:  

➢ Wie kann gewährleistet werden, dass diejenigen Institutionen, 

denen der Staat eine monopolartige Prüfungsfunktion übertragen 

hat, diese Aufgabe tatsächlich im Interesse der Genossenschaften 

und ihrer Mitglieder wahrnehmen? 

Die Beantwortung dieser Frage ist nicht allein Aufgabe des Gesetzgebers 

oder der Staatsaufsichtsbehörden. Sie ist zugleich Gegenstand einer um-

fangreichen wissenschaftlichen Diskussion, die sich in den vergangenen 

Jahrzehnten intensiv mit der Reichweite der staatlichen Gewährleis-

tungsverantwortung beschäftigt hat. Dieser Diskussion widmet sich das 

folgende Kapitel. 

Kapitel 9: Die moderne wissenschaftliche Diskussion über 

Prüfungsmonopol und Staatsaufsicht 

Während die grundlegenden Strukturen des genossenschaftlichen Prü-

fungswesens nach 1945 weitgehend erhalten blieben, entwickelte sich in 

Wissenschaft und Praxis zunehmend eine Diskussion über deren rechtli-

che Legitimation und ihre Grenzen. Im Mittelpunkt stand dabei die Frage, 

wie Anschlusszwang, Prüfungsmonopol und Staatsaufsicht in einem mo-

dernen demokratischen Rechtsstaat zu rechtfertigen sind. 
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Diese Diskussion wurde lange Zeit eher zurückhaltend geführt. Die 

Pflichtprüfung galt als bewährter Bestandteil des Genossenschaftswe-

sens, und die Prüfungsverbände genossen sowohl in der Praxis als auch 

in der Literatur ein hohes Ansehen. Gleichwohl stellte sich mit zuneh-

mender wirtschaftlicher Bedeutung der Verbände immer deutlicher die 

Frage, ob die historische Konstruktion des Prüfungswesens unverändert 

fortgeführt werden könne oder einer fortlaufenden rechtlichen Legitima-

tion bedürfe. 

Besondere Aufmerksamkeit verdient in diesem Zusammenhang die Ar-

beit von Esser und Keßler zur Staatsaufsicht über die genossenschaftli-

chen Prüfungsverbände. Die Autoren greifen die historische Entwicklung 

des Prüfungswesens auf und gelangen zu dem Ergebnis, dass die Staats-

aufsicht nicht lediglich eine formale Aufsicht über die Verbände darstellt. 

Vielmehr sehen sie in ihr ein wesentliches Element zur Sicherung der 

ordnungsgemäßen Wahrnehmung der den Verbänden übertragenen ge-

setzlichen Aufgaben. 

Dabei knüpfen sie unmittelbar an die historische Entwicklung an. Die ge-

setzliche Pflichtmitgliedschaft der Genossenschaften und die monopolar-

tige Stellung der Prüfungsverbände rechtfertigen nach ihrer Auffassung 

eine besondere staatliche Verantwortung. Die Aufsicht dient nicht den 

Interessen der Verbände, sondern dem Schutz der Genossenschaften, 

ihrer Mitglieder und der Allgemeinheit. Damit wird die von Bömcke ent-

wickelte Gewährleistungsidee fortgeführt und in die moderne Rechtsord-

nung übertragen. 

Noch deutlicher tritt dieser Gedanke in den Arbeiten von Wilhelm Kalten-

born hervor. Kaltenborn untersucht die Entstehung des Anschlusszwangs 

und des Prüfungsmonopols nicht nur historisch, sondern auch rechtspo-

litisch. Er weist darauf hin, dass die Einführung der Pflichtmitgliedschaft 
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im Jahr 1934 einen tiefgreifenden Eingriff in die Organisationsfreiheit der 

Genossenschaften darstellte. Gerade deshalb bedürfe das System einer 

fortdauernden Rechtfertigung. 

Kaltenborn macht deutlich, dass die historische Legitimation des An-

schlusszwangs nicht allein aus dessen Existenz folgen kann. Vielmehr 

müsse stets gefragt werden, ob die mit dem Monopol verbundenen Ziele 

tatsächlich erreicht werden und ob die hierfür geschaffenen Kontrollme-

chanismen wirksam funktionieren. Damit rückt die Staatsaufsicht erneut 

in den Mittelpunkt der Betrachtung. Sie erscheint nicht als nebensächli-

che Ergänzung des Systems, sondern als Voraussetzung seiner dauer-

haften Legitimation. 

Die wissenschaftliche Diskussion entwickelte sich dabei zunehmend von 

einer rein organisationsrechtlichen Betrachtung zu einer grundsätzlichen 

Frage staatlicher Verantwortung. Wenn der Gesetzgeber den Genossen-

schaften bestimmte Freiheiten entzieht und sie einem monopolisierten 

Prüfungswesen unterwirft, entsteht eine besondere Verpflichtung des 

Staates, die Integrität dieses Systems sicherzustellen. Dieser Gedanke 

entspricht dem allgemeinen Rechtsstaatsprinzip, wonach staatlich ge-

schaffene Monopolstrukturen einer besonderen Kontrolle bedürfen. 

Parallel hierzu gewann auch die Frage nach der Unabhängigkeit der Prü-

fungsverbände neue Bedeutung. Je umfangreicher die Aufgaben der Ver-

bände wurden, desto häufiger stellte sich die Frage, wie sich Prüfungs-, 

Beratungs- und Interessenvertretungsfunktionen voneinander abgren-

zen lassen. Die wissenschaftliche Diskussion erkannte zunehmend, dass 

die Legitimation des Prüfungsmonopols nicht allein von der Qualität der 

Prüfung abhängt, sondern auch vom Vertrauen in die Unabhängigkeit 

derjenigen Institutionen, denen diese Aufgabe übertragen wurde. 
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Dabei zeigt sich ein bemerkenswerter Zusammenhang. Die historische 

Begründung des Prüfungsmonopols beruhte wesentlich auf dem Gedan-

ken des Schutzes der Genossenschaften. Die moderne Diskussion erwei-

tert diesen Ansatz um die Frage, wie sichergestellt werden kann, dass 

die Monopolträger selbst dauerhaft kontrolliert und zur Einhaltung ihrer 

gesetzlichen Aufgaben angehalten werden. Der Fokus verschiebt sich da-

mit von der Kontrolle der Genossenschaften zur Kontrolle der Kontrol-

linstanzen. 

Diese Entwicklung findet ihren Ausdruck auch in der neueren Rechtspre-

chung. Während ältere Entscheidungen häufig die organisatorische Stel-

lung der Prüfungsverbände betonten, rücken neuere Entscheidungen zu-

nehmend die Frage der ordnungsgemäßen Aufgabenerfüllung in den Vor-

dergrund. Die Rechtsprechung beginnt damit, die historische Gewährleis-

tungsverantwortung des Staates in modernen rechtlichen Kategorien neu 

zu formulieren. 

Aus der wissenschaftlichen Diskussion ergibt sich somit ein bemerkens-

wert einheitliches Bild. Trotz unterschiedlicher Ansätze und Schwer-

punkte stimmen die maßgeblichen Autoren in einem zentralen Punkt 

überein: Anschlusszwang und Prüfungsmonopol können dauerhaft nur 

dann gerechtfertigt werden, wenn gleichzeitig eine wirksame Kontrolle 

der Prüfungsverbände gewährleistet ist. 

Damit schließt sich der Kreis zur Reform von 1934. Was damals als poli-

tische und organisatorische Entscheidung begann, wird heute als rechts-

staatliche Gewährleistungsaufgabe verstanden. Die Staatsaufsicht er-

scheint nicht mehr nur als historisches Relikt, sondern als notwendige 

Voraussetzung für die Legitimation des gesamten Systems. 

Diese Entwicklung erreicht ihren bisherigen Höhepunkt in der neueren 

verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung. Insbesondere der Beschluss 
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des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg vom 24. April 2025 hat 

die Diskussion um Reichweite und Inhalt der Staatsaufsicht auf eine neue 

Grundlage gestellt. Erstmals wird dort in bemerkenswerter Klarheit be-

schrieben, welche Anforderungen an eine moderne Rechtsaufsicht über 

genossenschaftliche Prüfungsverbände zu stellen sind. Mit dieser Ent-

scheidung beginnt ein neues Kapitel in der Geschichte der staatlichen 

Gewährleistungsverantwortung. 
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Teil III: Die Bewährungsprobe der Gegenwart 

Kapitel 10: Vom Förderauftrag zur Verbundsteuerung? 

Die Diskussion über Anschlusszwang, Prüfungsmonopol und Staatsauf-

sicht wäre unvollständig, wenn sie sich ausschließlich auf historische und 

rechtliche Fragen beschränken würde. Letztlich stellt sich immer auch die 

Frage, welchem Zweck das genossenschaftliche Prüfungswesen heute 

tatsächlich dient. Die Antwort hierauf ist von grundlegender Bedeutung, 

denn die Legitimation eines Monopols hängt nicht allein von seiner recht-

lichen Ausgestaltung ab, sondern auch davon, ob es die Aufgaben erfüllt, 

zu deren Wahrnehmung es geschaffen wurde. 

Die historische Begründung des Prüfungswesens war eindeutig. Die Prü-

fung sollte der Gesunderhaltung der Genossenschaften dienen. Sie sollte 

die wirtschaftliche Stabilität sichern, Fehlentwicklungen frühzeitig erken-

nen und die Mitglieder vor Schäden bewahren. Ausgangspunkt aller 

Überlegungen war die einzelne Genossenschaft und ihr Förderauftrag ge-

genüber den Mitgliedern. 

Auch das moderne Genossenschaftsrecht knüpft an diesen Gedanken an. 

Nach § 1 GenG besteht der Zweck der Genossenschaft darin, den Erwerb 

oder die Wirtschaft ihrer Mitglieder oder deren soziale oder kulturelle Be-

lange durch gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb zu fördern. Die Mitglie-

derförderung bildet damit bis heute den gesetzlichen Existenzgrund der 

Genossenschaft. Sie ist nicht lediglich ein traditionelles Leitbild, sondern 

rechtlicher Maßstab für die Tätigkeit der Genossenschaft und ihrer Or-

gane. 

Gerade deshalb stellt sich die Frage, welche Rolle der Förderauftrag im 

heutigen Prüfungswesen tatsächlich spielt. Wird die Prüfung weiterhin in 
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erster Linie als Instrument zur Sicherung der Mitgliederförderung ver-

standen oder haben sich die Maßstäbe im Laufe der Zeit verschoben? 

Diese Frage gewinnt vor dem Hintergrund der Entwicklung des genos-

senschaftlichen Bankensektors besondere Bedeutung. Während Anfang 

der 1970er Jahre noch mehrere tausend selbständige Volksbanken und 

Raiffeisenbanken existierten, ist ihre Zahl im Laufe der vergangenen 

Jahrzehnte kontinuierlich zurückgegangen. Fusionen, Zentralisierung 

und Konzentration prägen heute die Struktur der genossenschaftlichen 

Finanzgruppe in einem Ausmaß, das frühere Generationen kaum für 

möglich gehalten hätten. 

Selbstverständlich lassen sich diese Entwicklungen nicht allein den Prü-

fungsverbänden zuschreiben. Wirtschaftliche Veränderungen, techni-

scher Fortschritt, regulatorische Anforderungen und steigender Wettbe-

werbsdruck haben die Rahmenbedingungen erheblich verändert. Den-

noch stellt sich die Frage, welche Rolle die Prüfungsverbände innerhalb 

dieses Prozesses spielen und an welchen Maßstäben sie ihre Tätigkeit 

ausrichten. 

In vielen Veröffentlichungen der vergangenen Jahre finden sich Begriffe 

wie „Bündelung der Kräfte“, „Schaffung leistungsfähiger Einheiten“, 
„Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit“, „Nutzung von Synergien“ oder 
„Verbundstrategie“. Diese Überlegungen mögen aus betriebswirtschaftli-

cher Sicht nachvollziehbar sein. Sie unterscheiden sich jedoch deutlich 

von der historischen Begründung des Prüfungswesens, die auf die Ge-

sunderhaltung der einzelnen Genossenschaft und die Förderung ihrer 

Mitglieder abstellte. 

Hier entsteht ein Spannungsfeld, das bislang nur selten offen diskutiert 

wird. Die Prüfung einer Genossenschaft kann aus unterschiedlichen Per-

spektiven erfolgen.  
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Sie kann danach fragen, ob die Genossenschaft ihren Förderauftrag er-

füllt, ihre Mitglieder angemessen beteiligt und ihre Selbstverwaltung be-

wahrt.  

Sie kann aber auch danach fragen, ob die Genossenschaft in größere 

Verbundstrukturen integriert werden sollte, um übergeordnete wirt-

schaftliche Ziele zu erreichen. 

Beide Perspektiven müssen nicht zwangsläufig im Widerspruch zueinan-

der stehen. Sie können sich ergänzen. Gleichwohl ist es von erheblicher 

Bedeutung, welcher Maßstab letztlich den Ausschlag gibt. Denn die Ge-

nossenschaft ist keine Tochtergesellschaft eines Konzerns. Ihr gesetzli-

cher Zweck ist nicht die Stärkung eines Verbundes, sondern die Förde-

rung ihrer Mitglieder. 

Gerade an dieser Stelle gewinnt die historische Analyse neue Aktualität. 

Die Gesetzesbegründung von 1934 rechtfertigte Anschlusszwang und 

Prüfungsmonopol mit dem Schutz der Genossenschaften. Die Prüfungs-

verbände sollten die wirtschaftliche Gesundheit der Genossenschaften si-

chern. Von einer Steuerung großräumiger Strukturprozesse oder einer 

Bündelung selbständiger Unternehmen war dort nicht die Rede. Die Le-

gitimation des Systems beruhte vielmehr auf dem Gedanken, dass die 

einzelnen Genossenschaften und ihre Mitglieder geschützt werden soll-

ten. 

Dies führt zu einer grundlegenden Frage: Kann ein Prüfungsmonopol 

dauerhaft mit denselben Argumenten gerechtfertigt werden, wenn sich 

seine praktische Wirkung zunehmend von der Förderung der einzelnen 

Genossenschaft hin zur Unterstützung übergeordneter Verbundinteres-

sen verlagert? 

Die Frage ist keineswegs rein theoretischer Natur. Sie berührt den Kern 

der staatlichen Gewährleistungsverantwortung. Denn wenn 
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Anschlusszwang und Prüfungsmonopol ursprünglich zum Schutz der Ge-

nossenschaften geschaffen wurden, muss sich auch die Staatsaufsicht an 

diesem Maßstab orientieren. Sie hat nicht lediglich zu überwachen, ob 

Prüfungen stattfinden. Sie muss sich auch fragen, ob das gesetzlich ge-

schaffene System noch den Zielen dient, mit denen seine Existenz be-

gründet wurde. 

Besonders deutlich wird dieses Spannungsfeld bei Verschmelzungen. In 

zahlreichen Fällen werden Mitgliedern wirtschaftliche Vorteile, Synergien 

oder strategische Notwendigkeiten erläutert. Weit weniger Aufmerksam-

keit erhält dagegen häufig die Frage, welche Auswirkungen eine Ver-

schmelzung auf die genossenschaftliche Selbstverwaltung, die regionale 

Entscheidungsautonomie oder die unmittelbare Einflussmöglichkeit der 

Mitglieder hat. Gerade diese Aspekte betreffen jedoch den Kern der ge-

nossenschaftlichen Identität. 

Damit stellt sich letztlich eine Grundsatzfrage, die weit über einzelne Fu-

sionen oder Strukturmaßnahmen hinausgeht: 

► Dient das heutige Prüfungswesen noch in erster Linie der Förderung 

und Erhaltung der einzelnen Genossenschaft oder zunehmend der Steu-

erung und Optimierung größerer Verbundstrukturen? 

Die Antwort auf diese Frage entscheidet nicht nur über die Rolle der Prü-

fungsverbände. Sie entscheidet auch darüber, wie Anschlusszwang, Prü-

fungsmonopol und Staatsaufsicht künftig begründet werden können.  

Denn ein Monopol, das ursprünglich zum Schutz der Genossenschaften 

geschaffen wurde, muss sich auch heute daran messen lassen, ob es 

diesem Schutzauftrag tatsächlich gerecht wird. 

Gerade deshalb gewinnt die Diskussion über die Reichweite der Staats-

aufsicht und die Verantwortung der Prüfungsverbände eine besondere 



Genossenschaftliche Verfassungsfragen Band 1 
____________________________________________ 

 

 50  

 

Bedeutung. Sie betrifft nicht nur die Kontrolle einzelner Prüfungen, son-

dern die Frage nach dem Selbstverständnis des gesamten genossen-

schaftlichen Systems. 

Kapitel 11: Die Rolle der Prüfungsverbände bei Verschmel-

zungen 

Die Diskussion über Anschlusszwang, Prüfungsmonopol und Staatsauf-

sicht gewinnt besondere praktische Bedeutung, wenn Genossenschaften 

vor grundlegenden Strukturentscheidungen stehen. Kaum eine Maß-

nahme greift tiefer in die Rechtsstellung der Mitglieder ein als eine Ver-

schmelzung. Mit ihr endet regelmäßig die rechtliche Selbständigkeit einer 

Genossenschaft. Die Mitglieder verlieren ihre bisherige Genossenschaft 

als eigenständigen Rechtsträger und werden Mitglieder eines anderen 

oder eines neu entstandenen Unternehmens. 

Gerade wegen dieser weitreichenden Folgen hat der Gesetzgeber im Um-

wandlungsgesetz umfangreiche Schutzvorschriften vorgesehen. Die Mit-

glieder sollen ihre Entscheidung nicht auf bloße Empfehlungen oder all-

gemeine Zukunftsversprechen stützen müssen. Vielmehr sollen sie auf 

Grundlage nachvollziehbarer Informationen selbst beurteilen können, ob 

die vorgeschlagene Strukturmaßnahme ihren Interessen entspricht. 

Eine zentrale Rolle kommt hierbei dem Verschmelzungsbericht zu. Dieser 

soll den Mitgliedern die wirtschaftlichen, rechtlichen und organisatori-

schen Hintergründe der geplanten Verschmelzung erläutern. Seine Auf-

gabe besteht nicht darin, die Verschmelzung zu bewerben oder zu recht-

fertigen. Er soll vielmehr eine eigenständige Meinungsbildung ermögli-

chen. 

Bereits die Gesetzesmaterialien zum Umwandlungsgesetz machen deut-

lich, dass der Verschmelzungsbericht eine eigenständige 
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Informationsfunktion besitzt. Die Mitglieder sollen in die Lage versetzt 

werden, die Zweckmäßigkeit der Verschmelzung selbst zu beurteilen. 

Dazu gehört nicht nur die Darstellung der erwarteten Vorteile, sondern 

auch die Erläuterung der wesentlichen Entscheidungsgrundlagen. Die In-

formationsfunktion des Verschmelzungsberichts bildet damit einen we-

sentlichen Bestandteil des gesetzlichen Mitgliederschutzes. 

Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang die Verschmel-

zungsprüfung nach § 81 Umwandlungsgesetz. Der Gesetzgeber hat diese 

Aufgabe bei Genossenschaften den Prüfungsverbänden übertragen. Dies 

geschah nicht zufällig. Die Gesetzesbegründung stellt ausdrücklich fest, 

dass die Prüfung durch den Prüfungsverband der Sachverständigenprü-

fung nach den §§ 9 bis 12 Umwandlungsgesetz entspricht. Der Prüfungs-

verband übernimmt damit eine Funktion, die in anderen Rechtsformen 

unabhängigen Verschmelzungsprüfern oder gerichtlichen Sachverständi-

gen zukommt. 

Hieraus ergibt sich eine weitreichende Verantwortung. Der Prüfungsver-

band handelt bei der Verschmelzungsprüfung nicht als Interessenvertre-

ter einer der beteiligten Genossenschaften. Er übernimmt vielmehr eine 

gesetzliche Schutzfunktion zugunsten der Mitglieder. Seine Aufgabe be-

steht darin, die gesetzlichen Anforderungen an die Verschmelzung unab-

hängig zu überprüfen und den Mitgliedern eine zusätzliche Sicherheit zu 

geben. 

Gerade deshalb stellt sich die Frage, welchen Umfang diese Prüfungsauf-

gabe besitzt. Beschränkt sie sich auf die Kontrolle formaler Vorausset-

zungen oder umfasst sie auch die Frage, ob die Mitglieder ausreichend 

informiert wurden? 
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Die Gesetzesmaterialien sprechen deutlich für Letzteres. Wenn die Ver-

schmelzungsprüfung der Sachverständigenprüfung anderer Rechtsfor-

men entspricht, kann sie nicht losgelöst von der Informationsfunktion 

des Verschmelzungsberichts betrachtet werden. Denn die gesetzliche 

Schutzfunktion der Verschmelzungsprüfung würde weitgehend leer lau-

fen, wenn wesentliche Informationsdefizite im Verschmelzungsbericht 

unbeachtet blieben. 

Diese Sichtweise wird durch die Rechtsprechung bestätigt. Das Landge-

richt München I hat bereits 1999 hervorgehoben, dass der Verschmel-

zungsbericht eine eigenständige Informationsfunktion besitzt. Die wirt-

schaftlichen Gründe der Verschmelzung müssen nachvollziehbar darge-

stellt werden. Allgemeine Hinweise auf Synergien oder strategische Vor-

teile genügen nicht. Ebenso müssen wesentliche Alternativen erkennbar 

werden, damit die Mitglieder die Zweckmäßigkeit der vorgeschlagenen 

Maßnahme selbst beurteilen können. Nachträgliche Erläuterungen in der 

Versammlung können Defizite des Berichts grundsätzlich nicht heilen. 

Die Bedeutung dieser Grundsätze wird häufig unterschätzt. Denn die Ent-

scheidung über eine Verschmelzung betrifft nicht allein betriebswirt-

schaftliche Kennzahlen. Sie berührt die Selbstverwaltung der Mitglieder, 

die künftige Unternehmensstruktur und nicht selten auch die praktische 

Wahrnehmung der Mitgliedschaftsrechte. Gerade deshalb müssen die 

Mitglieder vor ihrer Entscheidung über eine ausreichende Informations-

grundlage verfügen. 

Hier treffen sich die Regelungen des Umwandlungsrechts mit den Grund-

gedanken des Genossenschaftsrechts. Die Genossenschaft beruht auf 

Selbstverwaltung und demokratischer Willensbildung. Eine demokrati-

sche Entscheidung setzt jedoch voraus, dass die Mitglieder die 
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wesentlichen Tatsachen kennen. Informationsrechte und Selbstverwal-

tung stehen deshalb in einem untrennbaren Zusammenhang. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich eine weitere Frage: Welche Rolle 

kommt den Prüfungsverbänden zu, wenn der Verschmelzungsbericht we-

sentliche Aspekte nicht oder nur unzureichend behandelt? 

Diese Frage gewinnt insbesondere dann Bedeutung, wenn mögliche Al-

ternativen zur Verschmelzung nicht dargestellt werden. In den vergan-

genen Jahren wurden in verschiedenen Bereichen des Genossenschafts-

wesens Modelle diskutiert, bei denen einzelne Geschäftszweige ausge-

gliedert, übertragen oder in andere Rechtsformen eingebracht werden, 

ohne dass die Genossenschaft als Rechtsträger erlischt. Solche Gestal-

tungsalternativen können für die Mitglieder von erheblicher Bedeutung 

sein. Werden sie nicht dargestellt, stellt sich die Frage, ob die Mitglieder 

tatsächlich in die Lage versetzt wurden, die vorgeschlagene Verschmel-

zung mit anderen Möglichkeiten zu vergleichen. 

Gerade an dieser Stelle wird die besondere Verantwortung der Prüfungs-

verbände sichtbar. Ihnen wurde die Verschmelzungsprüfung nicht über-

tragen, um einen bereits gefassten Entschluss zu bestätigen. Ihre Auf-

gabe besteht vielmehr darin, die gesetzlichen Schutzmechanismen wirk-

sam werden zu lassen. Die Mitglieder sollen darauf vertrauen können, 

dass die gesetzlich vorgesehene Prüfung eine unabhängige Kontrolle der 

Entscheidungsgrundlagen gewährleistet. 

Dies führt unmittelbar zur Frage der Staatsaufsicht. Wenn die Verschmel-

zungsprüfung Teil der gesetzlich übertragenen Aufgaben der Prüfungs-

verbände ist, stellt sich die Frage, ob und in welchem Umfang ihre ord-

nungsgemäße Durchführung der staatlichen Kontrolle unterliegt. Genau 

an diesem Punkt treffen historische Gewährleistungsverantwortung, 
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Prüfungsmonopol und modernes Umwandlungsrecht unmittelbar aufei-

nander. 

Die Diskussion über die Reichweite der Staatsaufsicht ist daher keine 

theoretische Debatte. Sie betrifft den Schutz der Mitglieder in einer der 

wichtigsten Entscheidungen, die eine Genossenschaft überhaupt treffen 

kann. Ob die gesetzliche Schutzfunktion der Verschmelzungsprüfung 

wirksam bleibt, hängt letztlich auch davon ab, ob ihre ordnungsgemäße 

Wahrnehmung einer wirksamen Kontrolle zugänglich ist. 

Mit dieser Frage sehen sich gegenwärtig mehrere Staatsaufsichtsbehör-

den konfrontiert. Ihre Antworten und die daraus resultierenden rechtli-

chen Probleme bilden den Gegenstand des folgenden Kapitels. 

Kapitel 12: Die Staatsaufsicht vor neuen Herausforderun-

gen 

Über viele Jahrzehnte wurde die Staatsaufsicht über die genossenschaft-

lichen Prüfungsverbände kaum öffentlich diskutiert. Ihre Existenz galt als 

selbstverständlicher Bestandteil des genossenschaftlichen Prüfungswe-

sens. Während über die Aufgaben der Prüfungsverbände, die Durchfüh-

rung von Prüfungen oder die wirtschaftliche Entwicklung der Genossen-

schaften regelmäßig gesprochen wurde, blieb die Frage nach Reichweite 

und Inhalt der Staatsaufsicht meist im Hintergrund. 

Dies änderte sich erst, als die Aufmerksamkeit zunehmend auf die Rolle 

der Prüfungsverbände bei grundlegenden Strukturmaßnahmen gelenkt 

wurde. Insbesondere bei Verschmelzungen von Genossenschaften stellte 

sich die Frage, ob sämtliche gesetzlichen Aufgaben der Prüfungsver-

bände tatsächlich der staatlichen Aufsicht unterliegen oder ob einzelne 

Tätigkeitsbereiche faktisch außerhalb des Aufsichtssystems stehen. 
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Ausgangspunkt dieser Diskussion war die Verschmelzungsprüfung nach 

§ 81 Umwandlungsgesetz. Diese Prüfung wird bei Genossenschaften 

durch die Prüfungsverbände durchgeführt und dient dem Schutz der Mit-

glieder bei einer der weitreichendsten Entscheidungen, die eine Genos-

senschaft treffen kann. Die Verschmelzungsprüfung soll sicherstellen, 

dass die gesetzlichen Voraussetzungen der Verschmelzung eingehalten 

werden und die Mitglieder auf einer tragfähigen Informationsgrundlage 

entscheiden können. 

Gerade deshalb stellte sich die Frage, ob die ordnungsgemäße Durchfüh-

rung dieser Prüfung derselben staatlichen Kontrolle unterliegt wie die üb-

rigen gesetzlichen Prüfungsaufgaben der Verbände. Die Antwort hierauf 

erwies sich als weniger eindeutig, als viele Beobachter erwartet hatten. 

Im Zuge verschiedener Anfragen und Eingaben wurde deutlich, dass die 

Reichweite der Staatsaufsicht unterschiedlich interpretiert wird. Einer-

seits wurde darauf hingewiesen, dass gewichtige rechtliche Argumente 

für eine Einbeziehung der Verschmelzungsprüfung in die staatliche Auf-

sicht sprechen. Andererseits wurden Zweifel geäußert, ob die bestehen-

den gesetzlichen Vorschriften eine hinreichend eindeutige Grundlage für 

aufsichtsrechtliche Maßnahmen in diesem Bereich bieten. 

Diese Reaktionen verdienen besondere Aufmerksamkeit. Sie zeigen, dass 

die Diskussion längst nicht mehr nur wissenschaftlicher Natur ist. Viel-

mehr wird auch auf Ebene der zuständigen Aufsichtsbehörden anerkannt, 

dass die Frage nach der Reichweite der Staatsaufsicht rechtlich nicht ab-

schließend geklärt ist und einer weiteren Klärung bedarf. 

Gerade hierin liegt die eigentliche Bedeutung der aktuellen Diskussion. 

Es geht nicht um die Beurteilung einzelner Verschmelzungen oder ein-

zelner Prüfungsverbände. Es geht um die grundsätzliche Frage, ob sämt-

liche gesetzlichen Aufgaben der Prüfungsverbände der staatlichen 



Genossenschaftliche Verfassungsfragen Band 1 
____________________________________________ 

 

 56  

 

Gewährleistungsverantwortung unterliegen oder ob bestimmte Bereiche 

von dieser Verantwortung ausgenommen sein können. 

Die Problematik reicht dabei weit über das Umwandlungsrecht hinaus. 

Sie berührt die Grundstruktur des gesamten genossenschaftlichen Prü-

fungswesens. Denn die historische Entwicklung beruhte auf der Vorstel-

lung, dass Anschlusszwang, Prüfungsmonopol und Staatsaufsicht ein zu-

sammenhängendes System bilden. Die Genossenschaften wurden ver-

pflichtet, einem Prüfungsverband anzugehören. Den Prüfungsverbänden 

wurde eine monopolartige Stellung eingeräumt. Im Gegenzug übernahm 

der Staat die Verantwortung, die ordnungsgemäße Wahrnehmung der 

übertragenen Aufgaben zu überwachen. 

Würde man nun einzelne gesetzliche Aufgaben der Prüfungsverbände 

dauerhaft außerhalb der staatlichen Kontrolle ansiedeln, entstünde ein 

Spannungsverhältnis zu dieser historischen Grundkonzeption. Denn die 

Rechtfertigung des Prüfungsmonopols beruht gerade darauf, dass die 

den Verbänden übertragenen Aufgaben einer wirksamen Kontrolle zu-

gänglich sind. 

Besonders deutlich wird dies bei Verschmelzungen. Die Entscheidung 

über eine Verschmelzung betrifft nicht lediglich betriebswirtschaftliche 

Kennzahlen oder organisatorische Fragen. Sie berührt die Selbstverwal-

tung der Mitglieder, ihre Mitwirkungsrechte und nicht selten die zukünf-

tige Identität der Genossenschaft selbst. Gerade deshalb hat der Gesetz-

geber umfangreiche Schutzmechanismen geschaffen. Verschmelzungs-

bericht und Verschmelzungsprüfung sollen sicherstellen, dass die Mitglie-

der ihre Entscheidung auf Grundlage vollständiger und nachvollziehbarer 

Informationen treffen können. 

Wenn die Verschmelzungsprüfung eine gesetzliche Schutzfunktion er-

füllt, stellt sich zwangsläufig die Frage, wer die ordnungsgemäße 
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Wahrnehmung dieser Schutzfunktion überwacht. Die historische Ent-

wicklung spricht dafür, dass der Gesetzgeber diese Aufgabe gerade der 

Staatsaufsicht zuweisen wollte. Denn die Staatsaufsicht wurde nicht ge-

schaffen, um die Prüfungsverbände als Organisationen zu beobachten. 

Sie wurde geschaffen, um die ordnungsgemäße Wahrnehmung der ihnen 

übertragenen gesetzlichen Aufgaben sicherzustellen. 

Die aktuelle Diskussion macht damit eine grundlegende Spannung sicht-

bar. Einerseits besteht weitgehende Einigkeit darüber, dass die Prüfungs-

verbände öffentliche Schutzaufgaben wahrnehmen und dass ihre beson-

dere Stellung einer staatlichen Kontrolle bedarf. Andererseits ist umstrit-

ten, wie weit diese Kontrolle im Einzelnen reicht und welche gesetzlichen 

Aufgaben von ihr erfasst werden. 

Damit stellt sich die Frage nach der Reichweite der staatlichen Gewähr-

leistungsverantwortung in neuer Form. Reicht sie lediglich soweit, wie 

dies ausdrücklich im Gesetz geregelt ist? Oder erstreckt sie sich auf 

sämtliche gesetzlichen Aufgaben, die den Prüfungsverbänden aufgrund 

ihrer besonderen Stellung übertragen wurden? 

Die Antwort auf diese Frage ist von erheblicher praktischer Bedeutung. 

Sie entscheidet darüber, ob das historische Gleichgewicht zwischen An-

schlusszwang, Prüfungsmonopol und Staatsaufsicht auch unter den heu-

tigen Bedingungen erhalten bleibt. Zugleich entscheidet sie darüber, ob 

die Mitglieder von Genossenschaften darauf vertrauen dürfen, dass die 

ihnen gesetzlich zugesagten Schutzmechanismen einer wirksamen Kon-

trolle unterliegen. 

Die Diskussion über die Reichweite der Staatsaufsicht ist daher keine 

technische Spezialfrage des Genossenschaftsrechts. Sie betrifft den Kern 

der staatlichen Gewährleistungsverantwortung und damit die Legitima-

tion des gesamten genossenschaftlichen Prüfungssystems. 
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Eine besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang der neue-

ren Rechtsprechung zu. Insbesondere der Beschluss des Verwaltungsge-

richtshofs Baden-Württemberg vom 24. April 2025 enthält grundlegende 

Aussagen zur Reichweite der Staatsaufsicht und zur Kontrolle der Aufga-

benerfüllung durch die Prüfungsverbände. Er markiert einen wichtigen 

Schritt in der Fortentwicklung der staatlichen Gewährleistungsverantwor-

tung und bildet deshalb den Gegenstand des Kapitels 13. 

Kapitel 12a: Das Registergericht als letzte Schutzinstanz? 

Die Diskussion über die Reichweite der Staatsaufsicht wirft zwangsläufig 

eine weitere Frage auf: Wer schützt die Mitglieder, wenn Zweifel darüber 

bestehen, ob sämtliche gesetzlichen Aufgaben der Prüfungsverbände ei-

ner wirksamen staatlichen Kontrolle unterliegen? 

Diese Frage stellt sich besonders deutlich bei Verschmelzungen. Kaum 

eine andere Strukturmaßnahme greift so tief in die Mitgliedschaftsrechte 

ein. Mit der Eintragung der Verschmelzung erlischt regelmäßig die über-

tragende Genossenschaft als selbständiger Rechtsträger. Die Mitglieder 

verlieren damit nicht nur ihre bisherige Genossenschaft, sondern häufig 

auch einen Teil ihrer unmittelbaren Einflussmöglichkeiten auf die Unter-

nehmenspolitik. Die Eintragung der Verschmelzung markiert deshalb ei-

nen rechtlichen Punkt, der regelmäßig nicht mehr rückgängig gemacht 

werden kann. 

Gerade deshalb hat der Gesetzgeber das Verschmelzungsverfahren mit 

einer Vielzahl von Schutzmechanismen versehen. Zu diesen gehören ins-

besondere der Verschmelzungsvertrag, der Verschmelzungsbericht, die 

Verschmelzungsprüfung, die Beschlussfassung der Mitglieder sowie 

schließlich die Kontrolle durch das Registergericht. 
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Dabei wird die Rolle des Registergerichts häufig unterschätzt. Es handelt 

sich nicht um eine bloße Registrierungsstelle, die eingereichte Unterlagen 

lediglich verwaltet. Vielmehr bildet das Registergericht den letzten staat-

lichen Entscheidungspunkt vor dem Wirksamwerden der Verschmelzung. 

Erst mit der Eintragung treten die rechtlichen Wirkungen der Verschmel-

zung ein. 

Die besondere Bedeutung des Registergerichts ergibt sich bereits aus 

dem Aufbau des Umwandlungsrechts. Der Gesetzgeber hat die Eintra-

gung nicht an den Beginn, sondern an das Ende des Verfahrens gestellt. 

Dies verdeutlicht, dass die Eintragung nicht lediglich dokumentieren, 

sondern zugleich sicherstellen soll, dass die gesetzlichen Voraussetzun-

gen der Strukturmaßnahme eingehalten wurden. 

Von besonderer Bedeutung ist hierbei die Informationsfunktion des Ver-

schmelzungsberichts. Die Gesetzesmaterialien zum Umwandlungsgesetz 

machen deutlich, dass die Mitglieder in die Lage versetzt werden sollen, 

die wirtschaftlichen und rechtlichen Folgen einer Verschmelzung eigen-

ständig zu beurteilen. Die Entscheidung über die Aufgabe der rechtlichen 

Selbständigkeit ihrer Genossenschaft soll auf einer ausreichenden Infor-

mationsgrundlage beruhen. 

Diese Sichtweise wurde durch die Rechtsprechung ausdrücklich bestätigt. 

Das Landgericht München I hat hervorgehoben, dass der Verschmel-

zungsbericht eine eigenständige Informationsfunktion besitzt. Die wirt-

schaftlichen Gründe der Verschmelzung müssen nachvollziehbar erläu-

tert werden. Allgemeine Hinweise auf Synergien oder strategische Vor-

teile genügen nicht. Die Mitglieder sollen eine eigenständige Plausibili-

tätskontrolle vornehmen können. Dazu gehört auch die Möglichkeit, die 

vorgeschlagene Maßnahme mit realistischen Alternativen zu vergleichen. 
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Gerade an diesem Punkt gewinnt die Rolle des Registergerichts beson-

dere Bedeutung. Denn die Mitglieder selbst besitzen regelmäßig keinen 

Zugriff auf sämtliche entscheidungserheblichen Informationen. Sie sind 

darauf angewiesen, dass die gesetzlichen Informations- und Prüfungs-

mechanismen tatsächlich funktionieren. 

Dies gilt insbesondere für die Verschmelzungsprüfung nach § 81 Um-

wandlungsgesetz. Die Gesetzesbegründung stellt ausdrücklich klar, dass 

die Prüfung durch den Prüfungsverband der Sachverständigenprüfung 

nach den §§ 9 bis 12 Umwandlungsgesetz entspricht. Der Prüfungsver-

band übernimmt damit eine Funktion, die in anderen Rechtsformen un-

abhängigen Verschmelzungsprüfern oder gerichtlichen Sachverständigen 

zukommt. 

Aus dieser Konstruktion ergibt sich eine bemerkenswerte Konsequenz. 

Das Registergericht muss sich bei seiner Entscheidung in erheblichem 

Umfang auf Unterlagen stützen, deren Erstellung und Prüfung gesetzlich 

den Prüfungsverbänden übertragen wurde. Die Schutzfunktion des Um-

wandlungsrechts beruht somit auf dem Zusammenspiel von Verschmel-

zungsbericht, Verschmelzungsprüfung und Registerkontrolle. 

Genau hier wird die aktuelle Diskussion um die Reichweite der Staats-

aufsicht relevant. Wenn die Frage offen bleibt, ob bestimmte gesetzliche 

Aufgaben der Prüfungsverbände einer umfassenden staatlichen Kontrolle 

unterliegen, entsteht zumindest die Möglichkeit einer Schutzlücke inner-

halb des Systems. Denn dann könnte ein Bereich entstehen, in dem Prü-

fungsverbände gesetzliche Aufgaben wahrnehmen, ohne dass deren ord-

nungsgemäße Erfüllung einer eindeutig geregelten staatlichen Kontrolle 

zugänglich ist. 

Ob eine solche Schutzlücke tatsächlich besteht, ist nicht Gegenstand die-

ses Beitrags. Bereits die Tatsache, dass die Frage aufgeworfen wird und 
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von zuständigen Stellen als klärungsbedürftig angesehen wird, besitzt 

jedoch rechtliche Bedeutung. Denn der Gesetzgeber hat das Umwand-

lungsverfahren gerade deshalb mit mehreren Kontrollstufen ausgestat-

tet, um die Mitglieder vor Fehlentscheidungen und Informationsdefiziten 

zu schützen. 

Vor diesem Hintergrund erscheint die Stellung des Registergerichts in 

einem neuen Licht. Es ist zwar keine Staatsaufsichtsbehörde im Sinne 

des § 64 GenG. Gleichwohl nimmt es eine eigenständige Schutzfunktion 

wahr. Es ist die letzte staatliche Instanz, die vor dem Erlöschen einer 

Genossenschaft mit der Strukturmaßnahme befasst wird. 

Gerade deshalb könnte dem Registergericht in Fällen, in denen Zweifel 

an der Vollständigkeit der Entscheidungsgrundlagen oder an der Reich-

weite anderer Kontrollmechanismen bestehen, eine besondere Verant-

wortung zukommen. Diese Verantwortung ergibt sich nicht aus einer all-

gemeinen Aufsicht über Prüfungsverbände oder Genossenschaften. Sie 

ergibt sich vielmehr aus der Aufgabe des Registergerichts, die gesetzli-

chen Schutzmechanismen des Umwandlungsrechts wirksam werden zu 

lassen. 

Die eigentliche Bedeutung dieser Überlegung liegt nicht in der Kontrolle 

einzelner Verschmelzungen. Sie betrifft die Funktionsfähigkeit des ge-

samten Schutzsystems. Anschlusszwang, Prüfungsmonopol, Staatsauf-

sicht, Verschmelzungsprüfung und Registerkontrolle bilden keine vonei-

nander isolierten Regelungen. Sie sind Bestandteile einer mehrstufigen 

Schutzarchitektur, die letztlich dem Schutz der Mitglieder dient. 

Wenn einzelne Elemente dieser Schutzarchitektur in ihrer Reichweite 

oder Wirksamkeit in Frage gestellt werden, gewinnen die verbleibenden 

Kontrollinstanzen zwangsläufig an Bedeutung. Das Registergericht wird 

damit nicht zur Staatsaufsicht. Es kann jedoch in bestimmten Situationen 
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zur letzten staatlichen Schutzinstanz werden, bevor eine Genossenschaft 

ihre rechtliche Selbständigkeit endgültig verliert. 

Gerade deshalb verdient seine Rolle in der Diskussion um Mitglieder-

rechte, Verschmelzungsprüfungen und staatliche Gewährleistungsver-

antwortung deutlich mehr Aufmerksamkeit, als ihr bislang häufig gewid-

met wird. 

Kapitel 13: Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württem-

berg und die moderne Gewährleistungsverantwortung 

Die Diskussion über Reichweite und Inhalt der Staatsaufsicht hat durch 

den Beschluss des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg vom 

24. April 2025 eine neue Qualität erhalten. Erstmals hat ein Obergericht 

in bemerkenswerter Klarheit beschrieben, welche Anforderungen an die 

Aufsicht über genossenschaftliche Prüfungsverbände zu stellen sind und 

welche Maßstäbe für die Beurteilung ihrer Aufgabenerfüllung gelten. 

Die Bedeutung dieser Entscheidung reicht weit über den konkreten Ein-

zelfall hinaus. Sie betrifft nicht nur die Auslegung einzelner Vorschriften 

des Genossenschaftsgesetzes, sondern berührt die grundlegende Frage, 

wie die staatliche Gewährleistungsverantwortung gegenüber einem mo-

nopolisierten Prüfungssystem wahrzunehmen ist. 

Der Verwaltungsgerichtshof stellt zunächst klar, dass die Staatsaufsicht 

nach § 64 GenG eine Rechtsaufsicht ist. Auf den ersten Blick mag diese 

Feststellung selbstverständlich erscheinen. Ihre eigentliche Bedeutung 

erschließt sich jedoch erst aus der weiteren Begründung des Gerichts. 

Denn der Gerichtshof versteht die Rechtsaufsicht nicht als bloße Kontrolle 

formaler Zuständigkeiten oder organisatorischer Abläufe. Vielmehr um-

fasst sie nach seiner Auffassung die materielle Rechtmäßigkeit der Auf-

gabenerfüllung durch die Prüfungsverbände. 



Georg Scheumann 
____________________________________________ 

 

63 

 

Damit wird ein wesentlicher Punkt deutlich. Die Staatsaufsicht darf sich 

nicht darauf beschränken festzustellen, dass ein Prüfungsverband Prü-

fungen durchgeführt hat. Sie darf vielmehr prüfen, ob diese Prüfungen 

nach den gesetzlichen Vorgaben und den anerkannten Prüfungsstan-

dards geplant, ausgestaltet und durchgeführt wurden. Gegenstand der 

Aufsicht ist somit nicht nur die Existenz einer Prüfung, sondern auch die 

Ordnungsmäßigkeit ihrer Durchführung. 

Gerade hierin liegt die besondere Tragweite der Entscheidung. Der Ge-

richtshof bestätigt damit im Kern jene Überlegungen, die bereits Eber-

hard Bömcke mehr als siebzig Jahre zuvor formuliert hatte. Auch Bömcke 

war davon ausgegangen, dass die Staatsaufsicht die tatsächliche Wahr-

nehmung der gesetzlichen Aufgaben überwachen müsse und sich nicht 

auf eine bloß formale Kontrolle beschränken dürfe. Der Beschluss des 

Verwaltungsgerichtshofs überführt diesen Gedanken nun in die moderne 

verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung. 

Von besonderer Bedeutung ist die Feststellung des Gerichts, dass die 

Staatsaufsicht auch prüfen darf, ob anerkannte Prüfungsstandards ein-

gehalten wurden. Hierdurch erweitert sich der Blickwinkel erheblich. Die 

Aufsicht beschränkt sich nicht auf die Frage, ob ein Prüfungsverband ge-

gen ausdrückliche gesetzliche Vorschriften verstoßen hat. Sie darf viel-

mehr auch untersuchen, ob die Durchführung der Prüfung den fachlichen 

Anforderungen entspricht, die für eine ordnungsgemäße Aufgabenerfül-

lung maßgeblich sind. 

Diese Aussage besitzt erhebliche praktische Relevanz. Denn die gesetz-

lichen Vorschriften des Genossenschaftsrechts enthalten naturgemäß 

nicht für jede Prüfungssituation detaillierte Vorgaben. Die Qualität und 

Ordnungsmäßigkeit einer Prüfung ergibt sich häufig erst aus dem Zu-

sammenspiel gesetzlicher Regelungen und anerkannter fachlicher 
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Standards. Wenn die Staatsaufsicht deren Einhaltung überprüfen darf, 

erweitert sich ihr Kontrollmaßstab erheblich. 

Zugleich betont der Verwaltungsgerichtshof die Grenzen der Aufsicht. Die 

Staatsaufsicht soll nicht an die Stelle der Prüfungsverbände treten. Sie 

soll nicht eigene Prüfungen durchführen und auch nicht fachliche Bewer-

tungen durch eigene Einschätzungen ersetzen. Die Verantwortung für die 

konkrete Durchführung der Prüfung verbleibt bei den Verbänden selbst. 

Die Aufgabe der Staatsaufsicht besteht vielmehr darin zu kontrollieren, 

ob die gesetzlichen Aufgaben ordnungsgemäß erfüllt werden. 

Gerade dieses Zusammenspiel von Kontrolle und Eigenverantwortung 

entspricht dem historischen Grundmodell des genossenschaftlichen Prü-

fungswesens. Bereits die Reform von 1934 ging davon aus, dass die Prü-

fungsverbände ihre Aufgaben eigenverantwortlich wahrnehmen. Gleich-

zeitig wurde die Staatsaufsicht geschaffen, um sicherzustellen, dass 

diese Eigenverantwortung nicht in eine fehlende Kontrollierbarkeit um-

schlägt. Der Verwaltungsgerichtshof knüpft damit unmittelbar an die his-

torische Grundkonzeption des Systems an. 

Besonders bemerkenswert ist ferner die Aussage des Gerichts, dass auf-

sichtsrechtliche Maßnahmen bereits dann in Betracht kommen können, 

wenn die ernstliche Gefahr einer nicht ordnungsgemäßen Aufgabenerfül-

lung besteht. Die Aufsicht ist somit nicht auf Fälle bereits eingetretener 

Pflichtverletzungen beschränkt. Sie besitzt vielmehr auch eine präventive 

Funktion. Dies entspricht wiederum dem ursprünglichen Gedanken des 

genossenschaftlichen Prüfungswesens, Fehlentwicklungen möglichst 

frühzeitig zu erkennen und ihnen entgegenzuwirken. 

Für die Diskussion über die Reichweite der Staatsaufsicht ergeben sich 

hieraus weitreichende Schlussfolgerungen. Wenn die Aufsicht die mate-

rielle Rechtmäßigkeit der Aufgabenerfüllung überwachen darf und wenn 
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sie sich dabei auch an anerkannten Prüfungsstandards orientieren kann, 

spricht vieles dafür, dass ihr Prüfungsmaßstab nicht auf einzelne Tätig-

keitsbereiche der Prüfungsverbände beschränkt werden kann. Entschei-

dend ist vielmehr, ob der Verband eine ihm gesetzlich übertragene Auf-

gabe wahrnimmt und ob diese Aufgabe ordnungsgemäß erfüllt wird. 

Genau an diesem Punkt gewinnt die Entscheidung Bedeutung für die Dis-

kussion um Verschmelzungsprüfungen und andere gesetzliche Sonder-

aufgaben der Prüfungsverbände. Der Verwaltungsgerichtshof hat diese 

Fragen nicht unmittelbar entschieden. Seine Grundsätze lassen jedoch 

erkennen, dass die Staatsaufsicht nicht auf einen engen organisatori-

schen Kontrollbereich reduziert werden kann. Maßgeblich ist vielmehr die 

ordnungsgemäße Wahrnehmung gesetzlich übertragener Aufgaben. 

Damit markiert die Entscheidung einen wichtigen Schritt in der Entwick-

lung der staatlichen Gewährleistungsverantwortung. Sie bestätigt die 

historische Verbindung zwischen Prüfungsmonopol und Staatsaufsicht 

und formuliert zugleich moderne Maßstäbe für deren Ausübung. An-

schlusszwang, Prüfungsmonopol und Staatsaufsicht erscheinen damit 

nicht als Relikte vergangener Zeiten, sondern als Bestandteile eines Sys-

tems, dessen Legitimation von einer wirksamen und sachgerechten Kon-

trolle abhängt. 

Der Beschluss des Verwaltungsgerichtshofs führt damit letztlich zu der-

selben Grundfrage zurück, die bereits den Gesetzgeber von 1934 be-

schäftigte: Wie kann sichergestellt werden, dass die Träger eines gesetz-

lich geschaffenen Prüfungsmonopols ihre Aufgaben tatsächlich im Inte-

resse der Genossenschaften und ihrer Mitglieder wahrnehmen? 

Die Antwort auf diese Frage entscheidet über die Zukunft des genossen-

schaftlichen Prüfungswesens. Sie entscheidet zugleich darüber, ob die 
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historische Gewährleistungsverantwortung des Staates auch unter den 

Bedingungen des 21. Jahrhunderts wirksam bleibt. 

Kapitel 14: Wer schützt die Mitglieder? 

Am Ende jeder Betrachtung über Anschlusszwang, Prüfungsmonopol und 

Staatsaufsicht steht eine einfache Frage: Wer schützt die Mitglieder? 

Diese Frage ist keineswegs neu. Sie begleitet das Genossenschaftswesen 

seit seinen Anfängen. Die Genossenschaft entstand als Selbsthilfeorga-

nisation ihrer Mitglieder. Anders als Kapitalgesellschaften sollte sie nicht 

den Interessen externer Kapitalgeber dienen, sondern den wirtschaftli-

chen Interessen ihrer Mitglieder. Die Mitglieder waren Eigentümer, Nut-

zer, Kontrolleure und Träger der Genossenschaft zugleich. Aus dieser be-

sonderen Konstruktion entwickelte sich das genossenschaftliche Leitbild 

der Selbsthilfe, Selbstverwaltung und Selbstverantwortung. 

Gerade weil die Mitglieder nicht nur Kapitalgeber, sondern zugleich die 

eigentlichen Zweckträger der Genossenschaft sind, kommt ihrem Schutz 

eine besondere Bedeutung zu. Der Gesetzgeber hat dies früh erkannt. 

Das gesamte genossenschaftliche Prüfungswesen beruht letztlich auf der 

Vorstellung, dass die Mitglieder nicht allein auf die Tätigkeit von Vorstand 

und Aufsichtsrat vertrauen müssen, sondern durch ein zusätzliches Kon-

trollsystem geschützt werden sollen. 

Die Pflichtprüfung dient deshalb nicht allein dem Schutz der Gläubiger. 

Sie dient ebenso dem Schutz der Mitglieder und ihres gemeinschaftlich 

geschaffenen Unternehmens. Die Geschäftsführungsprüfung soll sicher-

stellen, dass die Genossenschaft entsprechend Gesetz, Satzung und För-

derauftrag geführt wird. Die Verschmelzungsprüfung soll gewährleisten, 

dass die Mitglieder bei grundlegenden Strukturentscheidungen auf einer 

ausreichenden Informationsgrundlage entscheiden können. Die 
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Staatsaufsicht soll wiederum überwachen, dass die Prüfungsverbände 

ihre gesetzlichen Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen. 

Auf den ersten Blick erscheint das System damit geschlossen. Vorstand 

und Aufsichtsrat werden durch die Mitglieder kontrolliert. Die Prüfungs-

verbände kontrollieren die Genossenschaften. Die Staatsaufsicht kontrol-

liert die Prüfungsverbände. Jede Ebene besitzt eine eigene Kontrol-

linstanz. 

Die praktische Entwicklung der vergangenen Jahrzehnte wirft jedoch die 

Frage auf, ob dieses System tatsächlich noch in gleicher Weise funktio-

niert wie ursprünglich vorgesehen. 

Die Zahl der selbständigen Genossenschaften hat sich erheblich verrin-

gert. Insbesondere im Bereich der Kreditgenossenschaften prägen Fusi-

onen und Konzentrationsprozesse das Bild. Gleichzeitig haben die Prü-

fungsverbände eine immer stärkere Stellung innerhalb des Systems er-

halten. Sie prüfen nicht nur die wirtschaftlichen Verhältnisse der Genos-

senschaften, sondern begleiten vielfach auch strategische Entscheidun-

gen, Strukturmaßnahmen und Umwandlungsprozesse. Die Bedeutung ih-

rer Stellungnahmen und Gutachten ist entsprechend gewachsen. 

Gerade deshalb gewinnt die Frage nach den Schutzmechanismen neue 

Aktualität. Wenn die Prüfungsverbände eine monopolartige Stellung in-

nehaben und ihre Einschätzungen erheblichen Einfluss auf die Entwick-

lung der Genossenschaften besitzen, stellt sich zwangsläufig die Frage, 

wer ihre Tätigkeit kontrolliert und welche Möglichkeiten Mitglieder besit-

zen, auf mögliche Fehlentwicklungen aufmerksam zu machen. 

Die historische Entwicklung liefert hierzu eine bemerkenswert klare Ant-

wort. Weder der Gesetzgeber von 1934 noch die spätere Literatur gingen 

davon aus, dass Prüfungsverbände außerhalb wirksamer Kontrolle ste-

hen sollten.  
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Im Gegenteil. Die Staatsaufsicht wurde gerade deshalb geschaffen, weil 

den Verbänden eine besondere Stellung eingeräumt wurde. Anschluss-

zwang, Prüfungsmonopol und Staatsaufsicht bildeten von Anfang an ein 

einheitliches System. 

Auch die neuere Rechtsprechung bestätigt diesen Grundgedanken. Die 

Staatsaufsicht soll nicht lediglich organisatorische Fragen überwachen, 

sondern die ordnungsgemäße Wahrnehmung der gesetzlichen Aufgaben 

sicherstellen. Damit wird deutlich, dass die Schutzfunktion des Systems 

nicht bei der Genossenschaft endet. Sie setzt sich über die Prüfungsver-

bände bis hin zur staatlichen Aufsicht fort. 

Dennoch bleibt eine Herausforderung bestehen. Die Schutzmechanismen 

können nur dann wirksam sein, wenn sie tatsächlich genutzt werden. 

➢ Eine Staatsaufsicht, die von möglichen Problemen keine Kenntnis 

erhält, kann nicht tätig werden.  

➢ Eine Prüfungsinstanz, die nicht hinterfragt wird, läuft Gefahr, sich 

zunehmend selbst zu legitimieren.  

➢ Und Mitglieder, die ihre Rechte nicht wahrnehmen, verlieren einen 

wesentlichen Teil jener Selbstverwaltung, die das Wesen der Ge-

nossenschaft ausmacht. 

Hier zeigt sich die eigentliche Bedeutung der Mitgliederrechte. Informa-

tionsrechte, Auskunftsrechte, Antragsrechte und die Teilnahme an Gene-

ral- oder Vertreterversammlungen sind keine bloßen Formalien. Sie bil-

den die Grundlage dafür, dass die Mitglieder ihre Rolle als Träger der 

Genossenschaft tatsächlich wahrnehmen können. Wo diese Rechte ge-

schwächt oder faktisch bedeutungslos werden, verliert die Genossen-

schaft einen Teil ihrer Legitimation. 

Dies gilt insbesondere bei grundlegenden Strukturentscheidungen. Ver-

schmelzungen, Ausgliederungen, Formwechsel oder andere 
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Umwandlungsmaßnahmen betreffen nicht nur wirtschaftliche Kennzah-

len. Sie betreffen die Frage, wie viel Selbstverwaltung den Mitgliedern 

künftig noch verbleibt. Deshalb kommt einer vollständigen und verständ-

lichen Information der Mitglieder besondere Bedeutung zu. Nur wer die 

tatsächlichen Entscheidungsalternativen kennt, kann eine selbstbe-

stimmte Entscheidung treffen. 

Gerade hier liegt die eigentliche Bewährungsprobe des genossenschaft-

lichen Systems. Die Frage lautet nicht allein, ob Prüfungen durchgeführt 

werden oder ob gesetzliche Formvorschriften eingehalten werden. Die 

entscheidende Frage lautet vielmehr, ob die Mitglieder weiterhin im Mit-

telpunkt des Systems stehen. 

► Dient die Prüfung der Förderung und dem Schutz der Mitglieder? 

► Dient die Staatsaufsicht der Sicherung dieser Schutzfunktion? 

► Dient das Prüfungsmonopol weiterhin den Zielen, mit denen es einst 

begründet wurde? 

Diese Fragen entscheiden letztlich über die Legitimation des gesamten 

Systems. 

Die historische Untersuchung dieser Broschüre hat gezeigt, dass An-

schlusszwang, Prüfungsmonopol und Staatsaufsicht nicht Selbstzweck 

waren und sind. Sie wurden geschaffen, um die Genossenschaften zu 

schützen und die Mitgliederförderung zu sichern. Ihre Existenzberechti-

gung hängt deshalb auch heute davon ab, ob sie diesen Zweck tatsäch-

lich erfüllen. 

Damit führt die Diskussion letztlich zurück zum Ausgangspunkt aller ge-

nossenschaftlichen Überlegungen: Die Genossenschaft existiert nicht für 

Verbände, Institutionen oder Strukturen. Sie existiert für ihre Mitglieder. 
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Wo dieser Grundsatz aus dem Blick gerät, stellt sich zwangsläufig die 

Frage, wer die Mitglieder schützt. 

Die Antwort kann auf Dauer nur lauten: Die Mitglieder selbst – unter-

stützt durch ein Prüfungswesen und eine Staatsaufsicht, die ihrer histo-

rischen Verantwortung gerecht werden. 

  



Georg Scheumann 
____________________________________________ 

 

71 

 

Teil IV: Die eigentliche Grundsatzfrage 

Kapitel 15: Dient das Prüfungsmonopol noch seinem ur-

sprünglichen Zweck? 

Nach fast einem Jahrhundert stellt sich die Frage, ob das genossenschaft-

liche Prüfungswesen noch jenem Zweck dient, mit dem seine heutige 

Grundstruktur einst begründet wurde. Diese Frage richtet sich weder ge-

gen die Institution der Pflichtprüfung noch gegen die Existenz der Prü-

fungsverbände. Sie betrifft vielmehr die Legitimation eines Systems, das 

den Genossenschaften die freie Wahl ihrer Prüfungsorganisation nimmt 

und den Prüfungsverbänden eine monopolartige Stellung einräumt. 

Die historische Analyse hat gezeigt, dass die Einführung von Anschluss-

zwang und Prüfungsmonopol nicht mit den Interessen der Verbände be-

gründet wurde. Die Gesetzesbegründung von 1934 stellte vielmehr die 

Gesunderhaltung der Genossenschaften in den Mittelpunkt. Die Pflicht-

prüfung sollte wirtschaftliche Fehlentwicklungen frühzeitig erkennen, die 

Mitglieder schützen und die Funktionsfähigkeit der Rechtsform Genos-

senschaft sichern. Die Prüfungsverbände erhielten ihre besondere Stel-

lung nicht um ihrer selbst willen, sondern weil ihnen eine besondere Ver-

antwortung übertragen wurde. 

Dieser Gedanke zieht sich durch die gesamte spätere Entwicklung. 

Bömcke verstand die Staatsaufsicht als notwendige Folge des Prüfungs-

monopols. Esser und Keßler sahen in ihr einen unverzichtbaren Bestand-

teil des genossenschaftlichen Schutzsystems. Kaltenborn erinnerte da-

ran, dass die Pflichtmitgliedschaft einen erheblichen Eingriff in die Orga-

nisationsfreiheit der Genossenschaften darstellt und deshalb einer fort-

dauernden Rechtfertigung bedarf. Auch die neuere Rechtsprechung 

knüpft an diese Überlegungen an und betont die Verantwortung der 
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Staatsaufsicht für die ordnungsgemäße Wahrnehmung der den Prüfungs-

verbänden übertragenen Aufgaben. 

Die eigentliche Frage lautet daher nicht, ob das Prüfungsmonopol histo-

risch gerechtfertigt war. Die Frage lautet, ob die Voraussetzungen seiner 

Rechtfertigung heute noch erfüllt werden. 

Hierzu gehört zunächst die Frage nach dem Förderauftrag. Die Genos-

senschaft ist nach § 1 GenG auf die Förderung ihrer Mitglieder ausge-

richtet. Dieser Zweck bildet ihre gesetzliche Existenzgrundlage. Die Prü-

fung dient daher nicht lediglich der Kontrolle wirtschaftlicher Kennzahlen. 

Sie soll auch gewährleisten, dass die Genossenschaft entsprechend ih-

rem Förderauftrag geführt wird. Wird die Prüfung dagegen überwiegend 

an anderen Maßstäben ausgerichtet, verliert sie einen Teil ihrer ur-

sprünglichen Legitimation. 

Ebenso stellt sich die Frage nach der Stellung der Mitglieder innerhalb 

des Systems. Die historische Begründung des Prüfungswesens ging da-

von aus, dass die Mitglieder die eigentlichen Schutzadressaten sind. 

Heute entsteht jedoch nicht selten der Eindruck, dass wirtschaftliche 

Strukturüberlegungen, Verbundinteressen oder organisatorische Zielset-

zungen stärker im Mittelpunkt stehen als die Frage, welche Auswirkun-

gen bestimmte Maßnahmen auf die Mitglieder und ihre Selbstverwaltung 

haben. 

Besonders deutlich wird dies bei Fusionen. Die Zahl selbständiger Genos-

senschaften ist in den vergangenen Jahrzehnten drastisch zurückgegan-

gen. Fusionen werden häufig mit Synergien, Effizienzgewinnen oder re-

gulatorischen Anforderungen begründet. Diese Argumente können im 

Einzelfall überzeugend sein. Sie beantworten jedoch nicht die Frage, ob 

die Mitglieder ausreichend über Alternativen informiert werden und ob 
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die Auswirkungen auf ihre Mitwirkungsrechte angemessen berücksichtigt 

werden. 

Gerade hier zeigt sich die Bedeutung des Prüfungsmonopols. Seine Exis-

tenzberechtigung hängt nicht davon ab, ob es Strukturmaßnahmen er-

leichtert oder wirtschaftliche Konzentrationsprozesse begleitet. Seine 

Existenzberechtigung hängt davon ab, ob es die Mitglieder schützt und 

die genossenschaftlichen Grundprinzipien bewahrt. 

Hinzu kommt eine weitere Entwicklung. Mit der zunehmenden Größe vie-

ler Genossenschaften und Verbundorganisationen wächst die Gefahr, 

dass sich Entscheidungsprozesse von den Mitgliedern entfernen. Vertre-

terversammlungen ersetzen Generalversammlungen, regionale Ent-

scheidungszentren werden zusammengelegt und strategische Entschei-

dungen zunehmend auf höheren Ebenen vorbereitet. Diese Entwicklung 

mag organisatorisch nachvollziehbar sein. Sie verändert jedoch die prak-

tische Wirklichkeit der genossenschaftlichen Selbstverwaltung. 

Gerade deshalb gewinnt die Frage nach der Rolle der Prüfungsverbände 

an Bedeutung. Sind sie in erster Linie unabhängige Kontrollinstanzen 

zum Schutz der Mitglieder und der Genossenschaften? Oder entwickeln 

sie sich zunehmend zu Begleitern und Mitgestaltern übergeordneter 

Strukturprozesse? Die Antwort auf diese Frage entscheidet wesentlich 

darüber, wie das Prüfungsmonopol künftig bewertet wird. 

Die historische Legitimation des Monopols beruhte auf einem einfachen 

Versprechen: Die Genossenschaften verzichten auf die freie Wahl ihrer 

Prüfungsorganisation, erhalten dafür aber ein besonders qualifiziertes 

und staatlich überwachtes Schutzsystem. Wird dieses Versprechen er-

füllt, bleibt das Prüfungsmonopol rechtfertigungsfähig. Wird es dagegen 

zunehmend als Instrument der Struktursteuerung oder Verbundpolitik 

wahrgenommen, gerät seine Legitimation unter Druck. 
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Diese Überlegung richtet sich nicht gegen die Prüfungsverbände. Im Ge-

genteil. Gerade weil ihnen eine so bedeutende Stellung eingeräumt 

wurde, besteht ein besonderes Interesse daran, dass sie das Vertrauen 

der Mitglieder dauerhaft erhalten. Dieses Vertrauen beruht letztlich auf 

der Überzeugung, dass die Prüfungsverbände unabhängig handeln und 

ihre gesetzlich übertragenen Aufgaben im Interesse der Genossenschaf-

ten und ihrer Mitglieder wahrnehmen. 

Die Zukunft des Prüfungsmonopols wird daher nicht allein durch gesetz-

liche Vorschriften entschieden. Sie wird davon abhängen, ob die Mitglie-

der weiterhin erkennen können, dass das System ihrem Schutz dient und 

nicht anderen Interessen. Die eigentliche Bewährungsprobe des Prü-

fungswesens liegt nicht in seiner Vergangenheit, sondern in seiner Fä-

higkeit, seine ursprüngliche Schutzfunktion auch unter den Bedingungen 

des 21. Jahrhunderts glaubwürdig zu erfüllen. 

Damit führt die Untersuchung zu einer letzten und grundlegenden Frage: 

Welche Verantwortung trägt der Staat für die Funktionsfähigkeit dieses 

Systems? Die Antwort hierauf bildet den Abschluss der vorliegenden Be-

trachtung. 

Kapitel 16 Die historische Gewährleistungsverantwortung 

des Staates 

Die vorangegangenen Kapitel haben gezeigt, dass Anschlusszwang, Prü-

fungsmonopol und Staatsaufsicht nicht unabhängig voneinander ent-

standen sind. Sie wurden durch die Reform von 1934 als zusammenhän-

gendes System geschaffen und bilden bis heute die Grundlage des ge-

nossenschaftlichen Prüfungswesens. 

Die historische Analyse lässt dabei einen bemerkenswert klaren Zusam-

menhang erkennen. Der Gesetzgeber entzog den Genossenschaften die 
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Freiheit, über ihre Prüfungsorganisation selbst zu entscheiden. Im Ge-

genzug übertrug er die Prüfung auf besonders zugelassene Prüfungsver-

bände und verpflichtete sämtliche Genossenschaften zu deren Mitglied-

schaft. Diese Monopolstellung der Verbände sollte jedoch nicht unkon-

trolliert bleiben. Deshalb wurde gleichzeitig die Staatsaufsicht geschaf-

fen. 

Aus diesem historischen Zusammenhang ergibt sich eine bis heute fort-

wirkende staatliche Gewährleistungsverantwortung.  

Der Staat hat nicht lediglich das Recht, die Prüfungsverbände zu beauf-

sichtigen. Vielmehr trägt er die Verantwortung dafür, dass das von ihm 

geschaffene System tatsächlich den Zwecken dient, mit denen es ur-

sprünglich begründet wurde. 

Diese Zwecke sind in den historischen Quellen klar erkennbar. Das Prü-

fungswesen sollte die Genossenschaften schützen. Es sollte wirtschaftli-

che Fehlentwicklungen verhindern, die Mitglieder fördern und die Funk-

tionsfähigkeit der Rechtsform Genossenschaft sichern. Die Prüfungsver-

bände wurden nicht geschaffen, um eigene Interessen zu verfolgen, wirt-

schaftspolitische Strukturprogramme umzusetzen oder übergeordnete 

Organisationsziele durchzusetzen. Ihre Existenzberechtigung beruht auf 

ihrer Funktion als Schutzinstitutionen der Genossenschaften und ihrer 

Mitglieder. 

Gerade hierin liegt die eigentliche Bedeutung der staatlichen Gewährleis-

tungsverantwortung. Sie beschränkt sich nicht auf die Überwachung ein-

zelner Verfahrensvorschriften. Der Staat hat vielmehr sicherzustellen, 

dass die Prüfungsverbände die ihnen übertragenen Aufgaben entspre-

chend ihrem gesetzlichen Zweck erfüllen. 

Dieser Gedanke zieht sich durch die gesamte Entwicklung des Genossen-

schaftsrechts. Bömcke verstand die Staatsaufsicht ausdrücklich als 
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Pflicht des Staates. Esser und Keßler sahen in ihr den notwendigen Aus-

gleich für Anschlusszwang und Prüfungsmonopol. Kaltenborn erinnerte 

daran, dass die Pflichtmitgliedschaft der Genossenschaften nur dann ge-

rechtfertigt werden kann, wenn der Staat die ordnungsgemäße Funkti-

onsfähigkeit des Systems gewährleistet. Der Verwaltungsgerichtshof Ba-

den-Württemberg hat diese Entwicklung schließlich in modernes Verwal-

tungsrecht übertragen und klargestellt, dass die Staatsaufsicht die ma-

terielle Rechtmäßigkeit der Aufgabenerfüllung überwachen darf. 

Die historische Gewährleistungsverantwortung besitzt deshalb auch 

heute unveränderte Bedeutung. Sie verpflichtet den Staat, auf Entwick-

lungen zu reagieren, die den ursprünglichen Zweck des Prüfungswesens 

gefährden könnten. Dies gilt insbesondere dann, wenn Zweifel entste-

hen, ob die Prüfungsverbände ihre Tätigkeit noch in erster Linie am 

Schutz der Genossenschaften und ihrer Mitglieder ausrichten oder ob an-

dere Zielsetzungen zunehmend in den Vordergrund treten. 

Dabei geht es nicht um die Bewertung einzelner Entscheidungen oder 

einzelner Prüfungen. Die eigentliche Frage lautet vielmehr, ob das Sys-

tem insgesamt noch dem Zweck dient, zu dem es geschaffen wurde. Je 

weiter sich die tatsächliche Tätigkeit der Prüfungsverbände von ihrer ur-

sprünglichen Schutzfunktion entfernt, desto stärker wird die Rechtferti-

gung von Anschlusszwang und Prüfungsmonopol in Frage gestellt. 

Gerade hierin liegt die besondere Verantwortung der Staatsaufsicht. Sie 

ist nicht lediglich Beobachterin des Systems. Sie ist dessen rechtliche 

Gewährleistungsträgerin. Ihre Aufgabe besteht darin, sicherzustellen, 

dass die historische Legitimation des Prüfungsmonopols nicht verloren 

geht. 

Die Zukunft des genossenschaftlichen Prüfungswesens wird deshalb we-

sentlich davon abhängen, ob Staat, Prüfungsverbände und 
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Genossenschaften bereit sind, sich dieser historischen Verantwortung zu 

stellen. Denn ein Monopol kann auf Dauer nur Bestand haben, wenn es 

dem Zweck dient, mit dem seine Existenz ursprünglich begründet wurde. 

Die historische Entwicklung führt somit zu einer einfachen, aber weitrei-

chenden Erkenntnis: 

► Anschlusszwang begründet Prüfungsmonopol. 

► Prüfungsmonopol begründet Staatsaufsicht. 

► Staatsaufsicht begründet staatliche Gewährleistungsverantwortung. 

► Staatliche Gewährleistungsverantwortung verpflichtet zur Sicherung 

der Mitgliederförderung und der genossenschaftlichen Selbstverwaltung. 

Diese Verantwortung besteht heute ebenso wie vor neunzig Jahren. 
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Schlussbetrachtung 

Die Geschichte von Anschlusszwang, Prüfungsmonopol und Staatsauf-

sicht ist weit mehr als ein Spezialthema des Genossenschaftsrechts. Sie 

berührt die grundlegende Frage, wie eine demokratische Selbsthilfeorga-

nisation dauerhaft geschützt werden kann, ohne ihre Eigenständigkeit 

und ihre innere Legitimation zu verlieren. 

Die vorliegende Untersuchung hat gezeigt, dass die Einführung des Prü-

fungsmonopols nicht als Privileg der Prüfungsverbände gedacht war. Die 

historische Begründung zielte auf den Schutz der Genossenschaften und 

ihrer Mitglieder. Die Verbände erhielten ihre besondere Stellung, weil 

ihnen eine besondere Verantwortung übertragen wurde. Die Staatsauf-

sicht wiederum wurde geschaffen, weil der Gesetzgeber erkannte, dass 

ein monopolisiertes Prüfungswesen einer wirksamen Kontrolle bedarf. 

Fast ein Jahrhundert später steht dieses System vor neuen Herausforde-

rungen. Die Zahl der selbständigen Genossenschaften ist stark zurück-

gegangen. Die wirtschaftliche Bedeutung der Prüfungsverbände hat zu-

genommen. Strukturmaßnahmen, Fusionen und Zentralisierung prägen 

weite Teile des Genossenschaftswesens. Gleichzeitig wird zunehmend 

diskutiert, welche Rolle den Mitgliedern, ihren Informationsrechten und 

ihrer Selbstverwaltung in diesem Prozess noch zukommt. 

Gerade deshalb gewinnt die Frage nach dem ursprünglichen Zweck des 

Prüfungswesens neue Bedeutung. Denn die Legitimation von Anschluss-

zwang und Prüfungsmonopol hängt letztlich davon ab, dass die Prüfungs-

verbände weiterhin jene Aufgaben erfüllen, die ihre besondere Stellung 

rechtfertigen. 

Sollte sich das Prüfungswesen dauerhaft von seiner ursprünglichen 

Schutzfunktion entfernen und sich überwiegend an anderen 
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Zielsetzungen orientieren, würde dies nicht nur eine genossenschaftspo-

litische Diskussion auslösen. Es könnte auch grundlegende verfassungs-

rechtliche Fragen aufwerfen. 

Die Pflichtmitgliedschaft in einem Prüfungsverband stellt einen erhebli-

chen Eingriff in die Organisationsfreiheit der Genossenschaften dar. Ihre 

Rechtfertigung beruht maßgeblich darauf, dass die Verbände Aufgaben 

wahrnehmen, die dem Schutz der Mitglieder, der Genossenschaften und 

der Rechtsform dienen. Fällt diese Rechtfertigung weg oder wird sie er-

heblich geschwächt, stellt sich zwangsläufig die Frage, ob die gesetzli-

chen Grundlagen des Anschlusszwangs und des Prüfungsmonopols wei-

terhin in gleicher Weise Bestand haben können. 

Dies betrifft nicht nur einfaches Gesetzesrecht. Es berührt grundlegende 

Prinzipien der Vereinigungsfreiheit, der genossenschaftlichen Selbstver-

waltung und der Verhältnismäßigkeit staatlicher Eingriffe. Damit rückt 

auch die Möglichkeit einer verfassungsgerichtlichen Überprüfung in den 

Bereich des Denkbaren. 

Eine solche Entwicklung wäre jedoch nicht Ausdruck eines Scheiterns des 

Genossenschaftswesens. Im Gegenteil. Sie wäre Ausdruck jener rechts-

staatlichen Kontrolle, die das Genossenschaftsrecht seit jeher begleitet. 

Denn auch die Prüfungsverbände und die Staatsaufsicht stehen letztlich 

nicht außerhalb des Rechts. Ihre Legitimation beruht auf ihrer Bindung 

an Gesetz, Förderauftrag und Mitgliederinteressen. 

Die entscheidende Frage für die Zukunft lautet daher nicht, ob Anschluss-

zwang, Prüfungsmonopol und Staatsaufsicht bestehen bleiben sollen. Die 

entscheidende Frage lautet vielmehr, ob sie weiterhin dem Zweck die-

nen, zu dem sie geschaffen wurden. 

Die Genossenschaft lebt von der Förderung ihrer Mitglieder. Sie lebt von 

Selbsthilfe, Selbstverwaltung und Selbstverantwortung. Werden diese 
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Grundsätze bewahrt, behalten auch die Institutionen des Prüfungswe-

sens ihre Legitimation. Entfernen sie sich dagegen dauerhaft von diesen 

Grundlagen, wird die Frage nach ihrer Rechtfertigung unvermeidlich. 

Die Geschichte des genossenschaftlichen Prüfungswesens ist deshalb 

noch nicht abgeschlossen. Sie wird fortgeschrieben – durch die Genos-

senschaften, ihre Mitglieder, die Prüfungsverbände, die Staatsaufsicht, 

die Gerichte und den Gesetzgeber. 

Am Ende bleibt eine Erkenntnis, die bereits für die Gründerväter des Ge-

nossenschaftswesens gegolten hat: 

► Nicht die Genossenschaften existieren für ihre Institutionen. 

► Die Institutionen existieren für die Genossenschaften und ihre Mitglie-

der. 

An diesem Maßstab wird sich auch künftig messen lassen müssen, ob 

Anschlusszwang, Prüfungsmonopol und Staatsaufsicht ihrer historischen 

Verantwortung gerecht werden. 

 

Anhang 1  

Gesetz zur Änderung des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und 

Wirtschaftsgenossenschaften vom 30. Oktober 1934 

(Reichsgesetzblatt I 1934, S. 1083 ff.) 

Vollständiger Abdruck liegt bei.   
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In eigener Sache 

 

In diesem Sinne werden dieses und viele andere unserer Bü-

cher der Reihe „igenos Genossenschaftspraxis“ bewusst kos-
tenfrei zur Verfügung gestellt. 

Sie sollen dazu beitragen, den Förderauftrag der Genossen-

schaft verständlich zu machen, wieder in den Vordergrund zu 

rücken und seine praktische Umsetzung zu stärken. 

Wenn Sie in diesen Ausführungen einen Nutzen sehen und 

diese Arbeit unterstützen möchten, freuen wir uns über eine 

freiwillige Spende an igenos Deutschland e.V.  Diese ist im 

Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen steuerlich abziehbar. 

Nutzen Sie dazu den nachstehenden QR-Code. 

Einen Spendenbutton finden Sie auch auf unserer Webseite 

https://igenos.de 

Vielen Dank 

igenos Deutschland e.V. 

     Der Vorsta
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